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11oti ve · 
zu dem 

Vorentwurf eines schweizerischen Strafgesetzbuches. 

---~o---

Vorgeschichte des Entwul'fs. 

Die Vereinheitlichung· des Strafreehts ln der Schweiz 
ist schon seit Jahren angestrebt und vorbereitet worden. 
Im Jahre 1868 beriet der schweizerische Verein für Straf­
und Gefängniswesen in Lenzburg über die \iVünschbarkeit 
·eines gemeinsELmen schweizerischen Strafrechts. Die F r ucht 
dieser Beratung, der ein trefflicher Bericht des Direktors 
der Strafanstalt Lenzburg, R. Müller, zu Grunde lag, war 
eine Eingabe des Vereins an die Bundesversammlung·, vom 
26. September 1871, die das Gesuch enthielt : 

"Es möchte der hohen Bundesversn,mmlung belieben, 
bei der bevorstehenden Revision der schweizerischen 
Bundesverfassung durch Aufnahme eines zutreffenden 
Artikels in die revidierte Bundesverfassung für die Zu­
kunft die Schöpfung· eines einheitlichep Strafrechts, einer 
auf g·emeinsamen Grundsätzen ruhenden schweizerischen 
StraJgesetzgebung und damit . n,uch die so sehr wünsch­
btt,ren Verbesserungen und Fortschritte im Straf- und 
Gefäng·niswesen zu ermöglichen." 
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Im J ahrc 1869 beh~tndelte auch der sch·wcizE:rische 
Juristen ver ein clie Frag·e : Ist die Vereinheitlieb ur g; des. 
schweizerischen Strafrechts z1veckmässig und ausführbar~ 

Der Berichterstatter Aloys von Orelli hielt die Frage 
der Vereinheitlichung des Strafrechts und in welche:n Um­
fange sie eintreten solle, damals noch nicht für n: if und 
fand sie weiterer sotgfitltiger Prüfung bedürftig. Dessen­
ung·eachtet stellte von Orelli in seinen Schlussbemerll ungen 
die Zielpunkte einer einheitlichen Strafgesetzgebung auf. . 

Der schweizerische Juristenverein trat der Auff':Lssung 
des Berichterstatters von Orell.i jedoch nicht bei tlncl er­
klärte die Vereinheitlichung des Strufrechts uls wüm chens­
wert. 

Der Entwurf einer Bundesverfassung von 1872 erteilte 
dem Bund die Befugnis, seine Gesetzgebung auch ~ uf das 
Strafrecht und den Prozess auszudehnen; [tllein cliesc:r Ent­
·wurf unterbg· in der Volksabstimmung und die Bundes­
verfassung vom 29. Mai 1874. sieht die VereinhcitLchuug 
des Strafrechts nicht vor. 

Der schweizerische Verein für Straf- · und GefiLngnis­
wesen liess tLber die Frage der Vereinheitlichung nicht 
ruhen. Im J::1hre 1879 stellte er in Solothurn cl e :L\ot­
wendi.g·keit der Errichtung eines sclnveizerischen . :~ellcu­

gefängnisses für gefährliche, langjährige und lebeJ tslüng- · 
liehe Sträfling·e fest, und wenn auch auf sein Ges1:.ch nn 
die Bundesversammlung nicht eingetreten wurde, weil die 
Strafrechtspficg;e und der Strafvollzug Sache der K w tone 
ist, so anerkannte die Bundesversammluug, doch die innere 
Berechtigung der Petition . 

Im Oktober 1880 besprach der Verein für Strd - und 
Gefängniswesen neuerdings die Wünschbarkeit eines ge­
meinsa,men Strafrechts, und es leg te der Berichtm ::;tatter 
Dr. Emil Zürcher eine vergleichende Darstellung d1:o; lmn­
tomLlen Strafrechts vor, das Dr. A. Gysin in Lie::tnl .i ll 

einigen Punkten ergänzte. Die Vers::mnnlung; er klü r·te clje 
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V creinheitlichung· des Strafrechts und des Strafvollzug·s alt;; 
wünschenswert und beschloss , Vorarbeiten zu derselben 
zu veranlassen und den Entwurf eines schweizerischen 
Strafrechts als ·Preisaufgabe auszuschreiben. Allein es 
scheinen diese Beschlüsse nicht zur Ausführung· gel:mgt 
zu sein. 

Den Anstoss zu den Vorarbeiten für ein einheitliches 
Strafrecht gab der schweizerische J uristenverein. Anlässlich 
der Beratung über die Auslieferung in Straf- und Polizei­
sachen im interkantonalen Verkehr beantragte Professor 
Carl Stooss am '27. September 1887 in der Jahresver­
::;ammlung· zu Bellinzona folg·ende von 24 Mitgliedern des 
Juristenvereins unter stützte Resolution: 

"Der sclnveizerische Juristenverein, überzeugt, dass 
ein wirksamer und erfolgreicher Kampf gegen das Ver­
brechertum -nicht mög-lich ist, solange die Zersplitterung 
der ka1i.tonalen Strafgesetzgebung fortbesteht, ersucht den 
Bundesrat, die Vorarbeiten für die Vereinheitlichung des 
Strafrechts an die Hand nehmen zu wollen." 

Diese Motion wurde mit 50 g·egen 4 Stimmen ange­
nommen. 

Im folgenden Jahre lud der Nationalrat auf den Antrag 
::;eines Mitgliedes L . Forrer den Bundesrat ein, Bericht 
und Antrag einzubringen über die Frage der Hevision des 
Art. 65 der Bundesverfassung· im Sinne der Übertragung 
der Gesetzgebung über das Strafrecht an den Bund. Der 
Bundesrat entschloss sich jedoch auf den Antrag :::;eines 
J usti;;r,departements, die Vereinheitlichung des Stru,fr cchts 
zunächst durch wissenschaftliche Arbeiten v orzubereiten. 
Auf Vorschlag des Präsidenten des schweizerischen Juristen­
vereins bezeichnete das eidgenössische Justizdepa,r temcn t 
als Gegenstand dieser Vorarbeiten : 

1. eine historisch-kritische Darstellung der En tstehtmg 
und der Grundprinzipien der bestehenden Strafrechts-
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normen in der Schweiz, insbesondere der kantr'n<ÜeH 
Strafg·esetz;büch~r; 

2. eine Erörterung der unter Berücksichtigun <; des 
heutig·en Standes der vVissenschaft einem s ;h"wei­
zerischen Strafg8set7:buche zu Grunde zu leeenden 
Prinzipien ; 

ö. den Ent·wurf eines Strafgesetzbuches mit Mc tive11. 
lY.rit Zustimmung des Vorstehers cle~ eidg·enöss sehen 

Justizdepartements, Herrn Bundesrat Dr. L. Euclnnne l" , __ 
wurde dieses ArbeitsprogTamm vo11 dem Beauftrag en in 
folgender \V eise ttusgeführt. Es sind erschienen : 
.Ende 18DO. Die schwei%erischen StrafgesetzbüchEr zur 

Vergleichung t,usammengestellt. Es ist dies eine syste­
matisch geordnete Textausgabe der kantomtlen Straf­
gesetzbücher. 

.1892. Die Grundzüge des schweizerischen Strafl echts. 
. -

Erster Bancl. Derselbe enthält eine vergleichende 
kritisehe Darstellung der allg·emeinen Bestimm Lmgen 
der kantonalen Strafgesetzbücher. 

18.93. Die Grundzüg·e des schweizerischen Str af1 echts. 
Zweiter Band. In demselben ·werden die ein: :elnen 
Verbrechen uach den kantonalen Scrafgesetzbt cl1ern 
vergleichend ktitisch dargestellt. 

Im August 1893 1var es dem Beauftragten e•.1 cllich 
möglich , den allgemeinen Teil zu dem V orentwt rf für 
ein schweizerisches Strafg·esetzbuch vorzulegen , d·>.n die 
nachstehenden Ausführungen begründen sollen. Es i ;t ver­
s ucht worden, ei.n Strafgesetz auszuarbeiten, welch ~s c'üts 
Gute der geltenden Str[Lfgesetzbücher beibehti.lt, aber 
gleichzeitig einen ]'ortschritt zur wirks[Lmeren Beh::än: pfung 
des V crbrechens begründet. Der Verfasser ·will unseren 
schweizerischen Richtern, die vielfach nieht kriminal sti.;ch 
gebildet sind, ein einfaches und brauchbares Gesetz l1ieten ,. 
das in klarer und verstündlicher Sprache die Bestimm ungen 
aufstellt, welche %U einer guten Ausübung des Strafr chter-

mnts Hotwendig sind. Alle . bloss schulmässigen Begriif;-;­
bestimü:mngen und Ausdrücke sind sorgfältig vermieden 

worden. 
· Diese Verachtung der kriminalistischen Schulweisheit 

wird den Unwillen manches rgelehrten Fachgenoss.en er­
regen. Der Verfasser zählt aber auf die Zustimmung der­
jenigen, denen eine Besserung unserer strafrechtlichen 
Zustände am Herzen liegt, mit einem vVorte, auf die Zu­
stimmung des schweiz;erischen Volkes! 

Umfang uml System fles Strafgesetzbnehes. 

Einteilung cler Delikte. 

Es wird Aufgabe der Bundesverfassung sein, den Um­
fang· der Bundesstrafgesetzgebungsgewalt festzustellen . 
·Die Vereinheitlichung hat sich ohne Zweifel auf sämtliche 
I-bndlungen zu erstrecken, ·welche gegenwärtig als Ver­
brechen und Vergehen behandelt werden; aber auch die 
Strafgesetzgebung betreffend Übertretungen sollte insoweit 
dem Bunde übertragen werden, als die Bestimmung·en sich 
auf allgemeine, die gtw.ze Schweiz . betreffende Verhält­
nisse beziehen. Dem kantonalen Strafrecht sind lediglieh 
Strafbestimmungen kantonalen und loka.len Charakters 
vorzubehalten, unter F estsetzung der für das kantonale 

Strafrecht zulässigen Strafen. 
Unter dieser Vor aussetzung wird das schweizerische 

Strafgesetzbuch in zwei Teile eingeteilt; der eine behandelt 
die Verbrechen, der andere die Übertretungen. Der all­
gemeine Teil für Verbrechen g·ilt auch für Über tretungen, 
sofern das Gesetz nicht eine Ausnahme bestimmt. Solche 
Ausnahmen werden nur vereinzelt eintreten. 

Der Entwurf sieht von der fral1z;ösischen Drciteilting 
der strafbaren Handlung·en in Verbrechen, Vergehen und 



• 

Polizeiübertretungen ab. Die Scheidung· zwisch om Ver­
brechen und VergelJen hat sich für das Strafrecb.t nicht 
bewährt, weil derselben kein brauchbares Untersch 0\idungs­
merkmal zu Grunde liegt. Es liegt für das Strafre :;ht kein 
Bedürfnis vor, an dieser künstlichen Einteilung festzu­
halten, welche den Richter zwingt, die Strafe no eh will­
kürlichen Gesicht::;punkten abzustufen. 

Indem der Entwurf nur Ver:brechen und Übertr etungen 
unterscheidet, folgt er den besten kantonalen Stn Jgesetz­
büchern, so namentlich dem von Zürich, Basel und Zug, 
und den neuesten europäischen Strafgesetzbüchern; so dem 
niederländischen und italienischen Strafgesetzbuc l1. Der 
Unterschied zwischen Verbrechen und Übcrtretu 1g lüsst 
sich zwar nicht mit logischer Schärfe bestimmen, so dass 
die Zugehörigkeit eines Deliktes zu der einer1 oder auelern 
Kategorie ausser allem Zweifel stände. A~er dm grund­
sätzliche Unterschied der beiden Klassen steht fe; ;t. Das 
Polizeiunrecht umfasst die Delikte, ·welche sich wesentlich 
a,ls einen Ungehorsam gegen staatliche Anorclnunrcn dar­
steUert. 
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Erstes Buch. 

Von den Verbrechen. 

Allgemeiner Teil. 

Stra('bar keit. 

Art. 1. 

Keine Strafe ohne Gesetz. 

Nm der ist strafbar, der eine durch Gesetz mit Strafe he­
drohte Handlung begangen hat . 

Der Satz nulla poena sine lege ist nicht in allen 
kantonalen Strafgesetzgebungen anerkannt, insbesondere 
nicht in den Kantonen, die kein Strafgesetzbuch besitzen. 
In den Entwurf ist er zum Schutz des Angeklagten gegen 
richterliche \~Tillkür und in der Absieht aufgenommen 
worden, das Gebiet der strafbaren Handlungen auf wirk­
lich strafwürdige Handlungen zu beschränken. 

Art. 2. 

Strafantrag. 

Ist die Strafbarkeit einer Handlung durch einen Antrag be­
dingt, so wird der Thäter nur bestraft, wenn ein Verletzter inner­
halb von 3 :M:onaten, seitdem er von dem Verbrechen und der 
P erson des 'rhäters Kenntnis erlangt hat, einen Strafantrag stellt. 

. Für einen Bevormundeten handelt sein Vormund. Hat der 
Verletzte das achtzehnte Altersjahr zurückgelegt , so kann er 
auch selbständig einen Strafantrag stellen. 
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lst der Strafantrag nich t gegen alle Mitschuldigen gerichtet, 
so sind die librigen von Amtes wegen zu verfolgen. 

Der Strafantrag lcann nur in den gesetzlich vor ;-eschenen 
F ällen nncl nur vor dem Urteil erster Instanz zurii· :kgezogcn 
werden. 

Wird der Antrag gegen einen Mitschuldigen zurlic icgczogen, 
so ist die Verfolgung auch gegen die übrigen einzust' lleu. 

Die meisten .Oeset~e kennen eine An~ahl Delikte, 
deren Begehung bei Vorhn,ndensein der n,llgcmei 1en Vor­
aussetzungen nicht schlechthin bestraft wird, son lern nur 
auf Antrag des Verletzten . Auch der Entw·urf sie:lt solche 
Verbrechen vor . 

Es sind ~\rei verschiedene Erwägungen, wel ehe den 
Gesetzgeber veranlassen können, die Besti·afung des Thä­
ten; von einem Antrag des Verletzten abhängig zu machen. 
Einmal die Erwägung, dass in gewissen Fällen r ur dann· 
eine strafwürdig·e Handlur,g vorliegt, wenn sich der zu­
nüchst Beteiligte durch dieselbe verletzt "fühlt, iJ andern 
Fällen die Erwäg·ung, dass das mit der St.rafbar l<:eit not­
lvendig verbundene Strafverfahren Interessen · les Ver­
lcLoten verletzt, die Schonung· verdienen und clc ren Ver­
le tzung vom allgemein staatlichen Gesichtspunkte aus ein 
grösseres Übel wäre, als die Straflosigkeit des y , !rletzerc;. 
In den ers ten Fällen erscheint der Strafantrag· als eine 
\iVillensäusserung des Verletzten, aus der hervorgeht, dass 
er sich verletzt fühlt, in den andern Fällen bekt nclet der 
Verlet~te durch den Strafantrag, dass er auf die S :;honung, 
welche cb9 Gesetz seinen Verhältnissen an gedeih( :n lassen 
will, keinen Anspruch erhebt und der Strafgen chtigkeit 
ihren Lauf lassen ·will. 

Kur vvo einer dieser Fälle vorliegt, rechtfertif t es sich, 
die Bestr afung des Thätcrs Yon einem Strafantrag des 
Verletzten abh~tngig zu stellen. Es empfiehlt sich, Llie Zahl 
der Verbrechen, deren Urheber nur auf Antrag bestraft 
werden, möglichst einzuschränken. 
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Ob sich der Verletzte durch das Verbrechen v::.rlcti;t 
fühlt, ob er wünscht, dass der Schleier des Geheimnisses 
die 'I'hat verhülle, das wird er wissen, sobald ihm Tllat 
und Thäter bekannt sind. 'Wenn daher der Entlnlrf eine 
in diesem Zeitpunkt beginnende Frist von 3 Monaten für 
die Stellung des Strafantrages bestimmt, so ist diese Frist 
jedenfalls genügend bemessen . 

Den Anti·ag stellt der Verletzte und, 1venn er nicht 
handlungsfithig ist, sein Vertreter. Personen von üb er 
18 Jahren sind berechtigt, auch selbständig einen StraJ­
antrag zu stellen ; denn sie sind im stande, das ihnen 
angcthane Unrecht zu empfinden und zu cntseheiden, ob 
sie die ihnen zugefügte Schniach einein Strafver fahren 
aussetzen sollen. 

Ist die Handlung von mehreren begangen, so frag t 
es sich, ob der Antrag sich auf einzelne beschränken 

darf. 
Der Entwurf verneint die Frage. Empfindet der Ver­

letzte den Angriff als eine Verletzung, so erwäehst dem 
Staat die Pfl.ieht, alle Mitschuldigen zu verfolgen. Davon 
wird der Fall nicht berührt, wenn ein Schuldiger wegen 
persönlicher Verhältnisse, z. B. wegen Verwandtschaft, nur 

auf Antrag bestraft wird. 
Der Rückzug des StraJantrages führt in der Praxis 

zu erheblichen .Missständen. \"N eiss sich der Verzeigte 
schuldig, so sucht er den Verletzten durch Geld, Ver­
sprechungen, Drohungen zum Rückzug des Antrages zu 
bestimmen, und dieser wird versucht, gegen Gewährung 
von Vorteilen auf die Bestrafung zu verzichten. Dami t 
o·eht der o·esetza:eberische Gechtnke, der dem Strafantrag 

. b b u ' 

zu Grunde liegt, vollkommen Yerloren, und es tntt an 
die S~elle idealer Interessen ein schmählieber HandeL Da­
her clarf der Rückzug nicht allgemein zugebssen werden. 

Berechtigt ist der Rüekzmg nur da, 1vo die vVillens­
äusserung, die in dem Antrag liegt, eine voreilige war 



und dem wirklichen und wahren \Villen des V :~rletzten 
nicht entsprochen hat. 

Art. 3. 

Räumliches Geltungsgebiet des Strafgesetzbuc:1es. 

§ 1. Nach den Bestimmungen dieses Gesetzes wir1 l bestraft : 

Wer in der Schweiz ein Verbrechen begangen h2 t; 
wer im Ausland ein Verbrechen gegen die Sc .l\veiz_ be­

gangen hat (Art. 00). 
Die S,t rafe, die der Thliter wegen eines solchen Vtlrbrechens 

im Ausland erstanden hat, wi rd ihm angerechnet. 

§ 2. Nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 'vird auch 

bestraft : 
wer i;11 Ausland ein Verbrechen gegen einen Schweizer (Art. 00) 
oder gegen gemeinsame Interessen aller Staaten begangen 

hat (Art. 00), · 
der Schweizer, de1· im Ausland ein Verbrechen beg ,wgen hat, 

8ofcrn das zuständige Ge richt des Auslandes den i3chnh1igen 
nicht verfolgt .oder die Schweiz ihn nicht ausliefert. 

Die Strafe, die der nieht Ausgelieferte wegen ein,.:s solchen 
Verbrechens im Ansland teilweise erstanden hat, win l ihm an­

gerechnet. 
Ist die Handlung am Orte der Begehung nicht st ·afbar, so 

kann von Strafe abgesehen werden . 

§ 3. Als Ort der Begehung gilt der Ort, wo (er Thäter 
handelte, und der Ort, wo der Erfolg eintrat. 

Art. 3 behandelt dn,s räumliche Geltungsgebiet des 
Stmfgesetzbuches. 

Das Strafg·esetz buch findet /\Un~ichst A.nwemlung· auf 
die in der Schweif\ begt•ngenen Handlungen. Verbrechen, 
die im Ausland gegen die Schweiz begang·en werden, 
nuterliegen ebenfn,lls dem schweizerischen Strafge:;etzbuch. 
De1· strafrechtliche Schutz, den das Ausland unsEren poli­
tischen Institutionen gewährt, reicht nicht aus; 1 lenn das 
Ausland hat nur ein mittelbares Interesse au dem Be­
stande und an der Sicherung unserer Einrichtt.u gen und 
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bedroht den gegen die Schweiz begang·enen Hochverrat 
oder Landesverrat, wenri überhaupt, sehr mild. Daher 
erfordert das Interesse der Schweiz, dass sie die im Aus­
land gegen die Schweiz begangenen Delikte ihrer Gesetz­
gebung unterwirft.· 

Es entspricht der Billig·keit, dass die Strafe, die der 
Verbrecher etwa im Ausland schon erst::mden hat, ibm 
angerechnet wird. 

Es werden aber noch drei weitere Gruppen von De­
likten, die im Ausland begangen werden, dem sclYweize­
rischen Strafgesetzbuche unterstellt, nämlich Verbrechen, 
die gegen einen Schweizer oder gegen gemeinsame Inter­
essen aller Staaten begangen ·werden, und Verbrechen,­
die ein Schweizer im Ausland beg·eht. Diese Handlungen 
sii1d aber in der Schweiz nicht schlechtweg strafbar, 
sonelern nur unter bestimmten Vorn,ussetzungen. Voraus­
gesetzt \.vird, dass der Schuldig·e von der zuständigen Be­
hörde im Ausland nicht verfolgt wird, oder dass er, 1vem1 
eine solche Verfolgung eintritt, von der Schweiz nicht 
ausgeliefert wird. Es findet also das schweizerische Straf­
gesetzbuch nur subsidiär Anwendung, wenn das Ausland 
sei es wegen mangelnder Strafg·esetzgebung, sei es a.us 
Lässig·keit der Behörden oder aus auelern Grünelen keinen 
Strc•frechtsschutz gewährt. In der That hat die Schweiz 
ein Interesse daran, dass ein an einem Schweizer im Aus­
land begangenes Verbrechen nicht straflos bleibt, und sie 
hat auch ein Interesse daran, dass Interessen, die allen 
Staaten gemeinsam sind, also auch die Schweiz berühren, 
nicht straflos verletzt 1verden. Die einzelnen Fälle sind 
später festzustellen . In Betracht fallen namentlich Ein­
richtungen des \iV eltrechtsverkehrs, so das Geld und die 
Kreditpapiere. 

Dass das schweizerische Strafgesetzbuch gegen Den 
Anwendung findet, der von der Schweiz nic.ht ausgeliefert 
wird, bedarf keiner weiteren Begründung. Es ist übrigens 



dieser Si:ttz in Art. 2 des Bundesgesetzes betreffend die 
Auslieferung gegenüber dcn1 Ausland schon jetzt aner­
lmTmt; freilich ·wird die Bestrafung des nicht Ausgelit:ferten 
in der Schweiz von der Zusicherung des aushindischeu 
8taates <'Lbhängig gemncht, ,; dass der Schweizer )ürger 
uach V erb Ctssung der in der Schweiz g·egcn ihn verh. Lngten 
:Strafe auf seinem Gebiete nicht nochmals wegen de~ selben 
Verbrechens verfolgt und auch ein von seinen Ge1 ichten 
g·eg·en ihn ausgefälltes Strafurteil nicht voll:wgen 1 rorden 
wird" . Allein die Bestrafung des Schweizers, der i1 n Aus­
land ein Verbrechen begangen hat, erfolgt nicht Jtur im 
Interesse des Auslandes; auch die Schwei;~, h::tt tlin In­
teresse cbri:tn, d::tss der Sclnveizer nicht strafios a ttsgcht, 
cler im Ausl~1nd ein Verbrechen beg·angen hat UD d sich 
nun in die Schweiz flüchtet. 

E;:; rechtfertigt sich cbher nicht, den yorbehalt des 
Art. 2 des Auslieferung;sgesetzes aufrecht zu er~ 1alten. 
D~tgegcn sollten DoppelbestraJungen durch intermi .ionalo 
Übereiukommen ausgeschlossen werden. 

Es ist möglich, chtss die Auslieferung, die ve1Tcigert 
wird, nicht behufs Verfolgung, sondern belmfs Voll:;treck­
ung einer schon erkannten und vielleicht teilweis~ voll­
zogenen Strafe ~tnbegchrt wurde. Auf diesen Fall nimmt 
die Vorschrift des Art. 3, § 2 a . E., Hücksicht : ;;Die Strafe,·· 
die der nicht Ausgelieferte 1-vegen eines Verbrech- ~ns im 
Ausland teilweise erstanden hat, wird ihm ang·ere<-hnet." 

Die Frage, wo eine Hancllung· begangen sei , giebt 
dann zu ~weifcln Anlass, wenn der Erfolg nicht tb ein­
tritt, wo der Vorbrecher seine Thi.ttigkcit entfaltete:. Das 
schweizerische Bundesg·ericht betrachtet nur den Ort, wo der 
Erfolg eingetreten ist, als Begehungsort, so dass z. ß. der­
jenige, der in der Schweiz einen verleumderische! , Brief 
tLn eine Per::;on im Ausland schreibt, die Verluu Ddung 
nkht in der Schweiz begangen hat, wührend er do ;h den 
Brief in der Schweiz schrieb und ihn in der Sch1n:iz n,uf 
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die Post legte. Erachtet das Gericht des Auslandes clcH 
. Ort, wo der Verbrecher handelte, als Begehungsort, so 
kann es vorkommen und ist schon vorgekommen, dass 
der Verbrecher weder am Ort, wo er gehandelt hat, noch 
:.tm Ort, wo der Erfolg· eintmt, bestraft werden kann. Die 
Schweiz hat aber ein Interesse claran, Den zu bestrafell , 
cler in cler Schweiz verbrecherisch handelt, und sie hat 
auch ein Interesse, Den zu bestrafen, der vom Ausland 
her in der Schweiz einen verbrecherischen Erfolg herbei­
führt. Es erscheint daher geboten, sowohl den Ort, wo 
cler Thäter handelte, als den Ort, wo der Erfolg eintrat, 
als Begehungsort anzuerkennen. 

Art. 4. 

Zeitliches Geltungsgebiet des St rafgeset zbuches. 

§ 1. Nach den Bestimmungen dieses Gesetzes wird bestraft : 
Wer zur Zeit der Geltung desselben ein Verbrechen be­

gangen hat; 
wer vor dieser Zeit ein Verbrechen begang·en hat, das nach 

Inkrafttreten des Strafgesetzbuches zur Aburteilung gelangt, 
wenn die Bestimmnng·en des Strafgesetzbuches milder sind a ls 
die Bestimmungen des Gesetzes, das zur Zeit der Beg·ehullg der 
Handlung ii1 Kraft bestand. 

§ 2. Als Zeit der Begehung gilt die Zeit, in welcher der 
Thilter handelte, und die Zeit, in welcher der Erfolg eintrat. 

Das Strafgesetzbuch findet selbstverständlich auf die 
Personen Anwendung, welche, während es in Kraft be­
::;teht, ein Verbrechen begehen. 

Im Grunde wäre damit die Herrschaft des Gesetzes 
erschöpft; allein sozusag·en alle Strafgesetzbücher wenden 
das neue Gesetz auch an, wenn einer zu beurteilen ist, 
der unter der Herrsehaft des früheren Gesetzes das Ver­
brechen beg·angen hat, aber erst nach Inkrafttreten des 
neuen Gesetzes beurteilt wird, sofern das neue Gesetz das 
mildere ist. 
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Für eine dentrtige Bestimmung des sclrweizelischen 
Strafgesetzbuches darf im besanelern geltend g( :macht 
werden, dass das einheitliche Strafgesetzbuch den Anfor­
derungen an ein Strafgesetzbuch im g·anzen bess )1' ent­
sprechen wü·d, [ÜS die .Mehrzahl der lmntonalen ~ trafge­
setzbücher. Uud wenn die Eidgenossenschaft die 'rodes­
stmfe beseitigt, so geht es nicht an, dass 1vühre 1ct der 
Geltung des schweizerischen Stmfgesetzbuches ein Todes­
urteil vollstreckt wird. 

Art. 5. 

Anwendung des Strafgesetzbuches auf Militärpersc neu. 

Soweit die l\Iil iUrstrafg-cset.ze nicht besondere Bestin mmwen 
enthalten, finden die 13estimmnngen cle~ Strafa·csctzlJUcl es a~ch 
auf Militärpersonen Anwendung. ~ 

l\1i.t dem Inkrafttreten des schw0izerisch;n Stnt. g·esetz­
buches wird eine besondere MilitürstroJgesetzgeb .mg in 

Bezug auf die allgemeinen Bestimmungen und die gemei­
nen Verbrechen entbehrlich. Es ist chther das Yiilitür­
stmfrecht auf die Vorschriften über l\Tilitänrerl rechen 
zu beschränken. In einer Übergangsbestimmung Norden 

- ";ie .,neisten Artikel des ersten 'reils des Bundes2 esetzes 
über die Strafrechtspfleg-e für die eidgenössischen rJ. ruppen. 
vom 27. August 1851 aufg·ehoben werden können. 

Damit vereinfacht sich die seit Jahren g-epla 1tc He· 
form des J\filitärstrafrcchts ungemein. 

Art. 6. 

Strafmündigkeit. 

. Ein .Kind, das zur Zei: der That das vierzehnte Altersjahr 
mcl1t ~Ul'uckgelegt hatte, Wli'Cl strafrechtlich nicht verfo .gt. 

D1e Strafverfolgungsbehörde überweist das K ind ]er Ver­
walt.ungsbehörde, weiche es ang·cmesse11 versorgt, wenn E 5 sittlich 
gcfahrdet, verdo r ben oder verwahrlost ist. 
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Andernfalls kann das fehlbare Kind dnrch die Schulkom­
mission mit Schularrest oder mit Verweis bestraft werden . 

Die meisten kantonalen Strafgesetzbücher setzen da,s 
Alter der Strafmündig·keit auf das 12. Jahr fest; nur 
Waaclt und ~Vallis lassen sie in jedem Falle erst mit dem 
14. Jahre eintreten. Aargau nimmt die Strafmündigkeit 
für Ve1·brechen erst mit dem 15. Jahr des Thäters an, 
St. Gallen für Ve1·gehen erst mit dem 16. Altersjahr. 

Die Einsicht in die Rechtswidrigkeit und die Strafbar­
k eit einer Handlung· wird bei einem Kinde von 12 Jahren 
~Uerdings in der Regel vorhanden sein; allein damit ist 
seine Strafmündig-keit noch keineswegs begründet. ·weit 
wichtiger als die geistige Reife ist die sittliche Reife des 
Kindes, die Entwicklu11g des Charakters ; denn es recht­
fertigt sich nicht, ein Kind zu bestrafen, das zwar ZIYischen 
R_echt und Unrecht zu unterscheiden weiss, aber nicht die 
Fähigkeit besitzt, seine Begierelen zu beherrschen und der 
Versuchung zu widerstehen. Diese Charakterentwick­
lung· tritt nun regelmässig rücht vor dem zurückgelegten 
14. Altersjahre ein und ist auch cbnn noch keines-wegs 
abgeschlossen. 

Daher setzt der Entwurf das Alter der Strafn"tncL0 

keit auf das zurückgelegte 14 . Altersjahr. Kinder, welche 
unter diesem Alter stehen, dürfen überhaupt nicht strnf­
rechtlich verfolgt werden. Es wird damit dem längst 
peinlich empfundenen Übelstande Etbgeholfen, d[tss h[tlb­
wüchsige Kmtben und Mädchen vor den Strafrichter ge­
stellt und mit schweren Verbrechern in dem ni:tmlichen 
Gebäude, hin und wieder sogar in den n~Lmlic.hen Räumen 
gefangen gehalten werden. 

Der Richter hat sich mit dem Strafunmündigen nicht 
zu befassen; aber er überweist das Kind der Verwaltungs­
behörde, . also dem kantonalmi Regierungsrat . Diese Be' 
hörde soll e~ angemessen versorgen. Geführdete Kinder 

2 

j, 

!' 

.I 
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siud in Venvahrungs~wst.alten, verdorbene und verwahr­
loste in Rettungsanstalten zu versorgen oder in F . Lmilien 

unterzubringen. Dank der privaten Liebesthätigk' ~it und 
der Fürsorge mehrerer gemeinnütziger Gesellschafwn be­
stehen in der Schweiz eine gTössere Zahl von Arstalten 
für gefährdete und verwahrloste Kinder, und es finden 

sich Einrichtunb0n, durch welche die Aufnahme VIJn Kin­
clern in Familien geordnet wird. Es ist nicht geraten, 
staatliche Anstalten an die Stelle der privaten zu setzen 
oder die freiwillige Liebesthätigkeit durch Regl· ~mente 

und Kontrolle einzuschüchtern und zu sclnvächeH. Die 
Thätigkei t des Bundes soll aber ergänzend und unter ­
stützend eintr eten. 

Der Bund soll da,rauf bedacht sein, dass cLe ver­
sorgungsbedürftigen Kinder versorgt werden kömlt:n und 
dass die im Strafgesetzbuche vorgesehene Versorgtug von 

Kindern nicht aus Mangel an geeig·neten Einrichmngen 
unterbleibt. Wenn der Bund jährlich Millionen fi.: r mili­
tärische Zwecke ausgiebt, so darf ·er für verwa lu·loste 

und geführdete Kinder wohl einige Tausende aus1verfen. 
Diese Anlage wird sich herrlich lohnen und manche.3 arme 
Kind vor dem Zuchthaus bewahren. 

Hat ein Kind ein Verbreellen begangen, ohn ~ dass 
eine Versorgung des Kindes erforderlich ist, so en .pfiehlt · 
es sich, die staatliche Strafe durch eine disciplin:Lrische 
Schulstrafe zu ersetzen, wie sie StaatsrtLt, nun I". undes­
richter .Azog1~ste Co1'naz für den Kanton Neuenbm ['; vor­
geschlag·en hat. 

Art. 7. 

Jugendliches Alter. 

J ugendliche Personen; die zur Zeit der 'l'hat das vierzehnte, 
abe r nicht das achtzehnte Altcrsjalll' zurliekgelegt hatten, pr ii[t 
de r Hich ter auf ihre si ttl iche und geistige Eeife . 
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Ist der 'l'häter zur Zeit der That sittlich ol1er geistig auf 
der Stufe eines Kindes unter vierzehn Jahren gestanden, so winl 
er wie ein Strafunmündiger behandelt (A rt. 6). 

Stand er sittlich und geistig auf einer höhem Stufe, so über ­
weist ihn das Gericht, wenn er einer andauemden strengen Zucht 
bedarf, flil· l bis 6 Jahre, jedoch nicht über das Alter der Mehr ­
jährigkeit hinaus, eine r Besserungsanstalt für jugendliche Ver­
brecher; bedarf er einer solchen Zucht nicht, so wird er, wenn 
er noch die Schule besucht, mit Schularrest oder mit Verweis be­
straft, andernfalls mit Einzelhaft von 3 rragen bis zu 3 Monaten 
oder mit Verweis. Die Einzelhaft wird in einem Gebäude voll­
zog·en, das nicht zum Strafvollzuge für Erwachsene dient. Der 
Sträfling· wird angemessen beschäftigt. 

Uisst der verbrecherische Charakter einer Person von 16, 
aber noch nicht 18 Jahren ihre Aufnahme in eine Besserungs ­
anstalt flir jugendliche V erbrech er nicht zu, so fiudet die ordent ­
liche Strafe gegen sie Anwendung, die jedoch gemildert wird 
(Art. 38). 

Das Kind entwickelt sich allmählich zur körperlichen 

und geistigen Reife. Die Übergangszeit vvird in der Regel 
in die Zeit zwischen dem 14. und 18. Altersjahr fallen. 
Jugendliche dieses Alters sind weder strafunmünclig, noch 
dürfen sie den Erwachsenen gleichgestellt werden. 

Unter dem Einfluss der französischen Gesetzgebung· 

ist bisher für die kritische Periode die Frage des Unter­
scheidungsvermögens (discernement) aufgeworfen worden. 
\iVurcle sie bejaht, so traf den Jugendlichen mildere Strafe, 
wurde sie verneint, so wurde der Beschuldigte freige­
sprochen. Allein es fehlt dem noch nicht zur Reife ge­

langten Jugendlichen in der Regel nicht sowohl die Ein­
sicht, dass sein Verhalten rechtswidrig und strafbu.r ist, 

als vielmehr das Vermögen, dieser Einsicht zu folg-en und 
dem Antriebe zum Schlechten lViderstand zu leisten und 
sich zu beherrschen, mit einem Vifort die Reife des Cha­
rakters. Daher soll der Richter die jugendliche Person 
a.uf ihre sittliche und geistige Reife prüfen. Ist die jugend~ 
liehe Person sittlich oder geistig auf der Stufe eines Kin­
des von noch nicht 14 Jahren zurückgeblieben, so sind 
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die Voraqssetzungen der Strafmündigkeit bei ihr nicht 
vorhanden; sie ist daher o,ls ein Strafunmündig er zu be­
handeln . 

. . Ha.t die _ j.ugendliche Person die sittliche unI geistige 
Rmfe emes Km des von 14 Jahren erreicht, so 1111terlie rrt 

. . b 
s1e emer staatlichen Bestrafung·. Aber diese I.estrafuno· 
soll dem jugendlichen Alter des Schuleligen angEpasst sei~ 
und andeTe7' A1·t sein, als die Strafe für Erwacl,sene. 

Der Entwurf unterscheidet, ob die jugendliche Person 
andauernder Zucht in einer Besserungsanstillt bedarf oder 
nicht. Bedarf sie dieser Zucht, so wird sie in ei1 te Anstalt 
fLlr jugendliche Verbrecher versetzt, o,ndernfalb vvird sie 
mit Freiheitsstrafe oder Verweis bestraft. Dabei wird ein 
Unterschied zwischen Jugendlichen .e:emacht, v;·elche die 
Schule besuchen, und solchen, welche sie nicht mehr be­
suchen. Schüler erhalten Schularrest; Jugendliche, welche 
die S~hule nicht mehr besuchen, werden in ein Gebäude, 
das mcht zum Strafvollzug für Er-wachsene diEnt, einge­
schlossen. Jugendliche können also niemals mi.t erwach­
senen Verbrechern zusammenkommen, einen eirzigen Fall 
[tusgenommen. Die staatliche Stmfe findet nämich gegen 
Jugendliche Anwendung, die ihr es verbrecheri~chen Cha­
r akters wegen nicht in Anstalten für j ugenc liehe Ver­
brecher aufgenommen werden dürfen, weil ~ie die übrigen 
~~räfiinge sittlich gefährden würden. Die Not .venclig-keit 
cucser Ausnahme liegt auf der Hand. 

.Art. 8-11. 

Unzurcchn ungsfiihigkci t. 

Art. 8 . Wer zur Zeit der T hat geisteskrank od .~ r blödsinnig· 
oder bewuss tlos war, ist nicht strafbar. 

Verminderte Zurechn ungsfi.ihigkeit . 

Art. 9. \Var die geistige Gesundheit oder das Bewusstsein 
des ·Tlülters nut· beeintr~Lchtigt oder war Cl' geist ig mnllgelhaft ent-

wickelt, so ist die Strafe zu mildern; sie fällt weg, wenn der 
Thäter verwahrt oder versorgt wi rd (Art. 10 und 11). 

Verwahrung von Unzurechnungsfähigen . 

Art. 10 . E rfordert die öffentliche Sicherhei t die Verwahrung 
des Unzurechnungsfähigen oder vermindert Zurechnungsfähigen in 
einer Anstalt, so orqnet sie das Gericht an . Das Gericht ver­
fügt die Entlassung, wenn der Grund der Ver wahr ung wegge­
fallen ist. 

Versorgung von Unzurechnungsfähigen. 

Art. 11. Erforder t der Zustand des Unzurechnungsfähigen oder 
vermindert Zurechnungsfähigen irrenärztliche Behandlung in einer 
Anstalt, so überweist das Gericht den Kranken der Verivaltungs-
behörde zn angemessener Versorgung. · 

Die Bestimmungen über Zurechnungsfähigkeit bieten 
besondere Schwierigkeiten dar. Sie können n ur durch 
gleichmässige Berüeksiehtigung rechtlicher und psy chia­
trischer Gesichtspunkte gewonnen werden. Es war daher 
ein glücklicher Gedanke des Vereins schweiz~rischer I rren­
ärzte, die Regelung· der Zurechnungsfähig·keit in einem 
schweizerischen Strafg·esetzbuche zum Gegenstand der 
Beratung an der J ahresversammlung zu wählen, die am 
Pfingstmontag· 1893 in Chur sta ttgefunden hat. Zu den 
Beratungen wurde der Verfasser des Vorentwurfes bei­
gezogen. Die Bestimmungen des Entwurfes sind die 
Frucht der Beratungen der schweizerischen Irrenärzte. 
Es ist von vVichtigkeit, dass die Vertreter der psychia­
trischen 'Wissenschaft in der Schweiz, denen der Unter­
richt an den schweizerischen Hochschulen und die Leitung­
der Irrenanstalten anvertr aut ist, sich mit den Krimina­
listen auf eine Fassung geeinigt haben, die nach ein­
gehender Durchher atung in einer Kommission und in der 
Versammlung selbst schliesslich einstimmig gutgelwissen 
wurde. 

Da der Zustand der Zurechnungsfähigkelt die Rog·ol 
bildet uncl der normal entwickelte Mensch die Fähigkeiten 



besitzt, die erforderlich sind, dass ibm eine I-hncllung zur 
Schuld gerechnet ' 'verde, so genügt es, im Gesd ze die 
:Fälle zu bestimmen, in denen ZureclmungsfälJiglwit nicb t 
anzunehmen ist. IV ährend die deu tschsclnveiz 31·ischen 
Strafgesetze die Zurechnungsfähigkeit von dem Unter­
scheidungsvermögen und der Fähigkeit, den vV i.llen zu 
bestimmen, abhängig machen, zählen clie romanischen 
Gesetze vorwiegend die ZusW,ncle auf, die Unzured wungs­
fähigkeit begründen. \Vie schon das Gutnchten dor preus­
sischen wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal­
wesen "über mehrere bei der Bearbeitung eines Straf­
gesetzbuchs für das Gebiet des Norddeutschen Bundes 
zur Erörterung gestellte gerichtlich-medizinische Fragen (( 1) 

betont, ist es nicht unbedenklich, die freie Vhllens­
bestimmung als gesetzliches :M:erkm!Ll der Zure~~hnung:s­
fähig·keit zu wählen; denn der Begriff freie Willensbe­
stimmung· lässt sehr verschiedene Auffassungen :m. Der 
entschiedene Determinist - und die hervorrar~·endsten 

rsychiater bekennen sich zum Determinismus - IVird 
die }_,'reiheit der Willensbestimmung überha,upt leugnen 
und daher :genötigt sein, seiner wissenschaftlichen Über­
zeugung ZLt wider die Freiheit des Willens im Sinne des 
Gesetzes vorauszusetzen oder sie in jedem Falle zu ver­
neinen. Das eine ist so unbefriedigend wie das andere. 

Ist es möglich, die Zustände, \Yelche Unzure:Jmungs­
fi.ihigkeit bedingen, mit genügender Bestimmtheit und er­
schöpfend zu bezeichnen, so wird eine solche beschreibende 
Bestimmung; der Unzurechnungsfähig·keit für cli·~ Praxis 
den Vorzug vor einer analytisch-psychologischen Definition 
verdienen. Die geltenden Gesetzbücher enthalten meist 
eine ungenügende Kasuistik, ·welche nur einzelne der zahl­
reichen Formen der Geisteskrankheit, so vVahnsinn, Blöd-

1) Erörterung straJreclltlicher Frage.n ans dem Gebiete c er gericht­
lichen 111edizin. Eine Anlage zu den Motiven clos Strafgesetz-E~: twurfes für 
dco Norddeutschen Bund. 

sinn, berücksichtigt. Die Gerichte suchen z·war die L ücken 
durch Anwendung der Analogie auszufüllen; allein es ist 
diese Erweiterung gesetzlich bestimmter Fälle sehr be-

denklich. 
Es wurde daher versucht, die Zustände, welche Un-

zurechnungsfähigkeit beding·en, allgemein zu bezeichnen. 

Dabei erg·ab sich folgendes Resultat. 
Die Zurechnung wird zunächst durch eine ernste Er­

krankung der Psyche a,ufgehoben. Diese Erkrankungen 
lassen sich in den Ausdruck Geisteskrankheit zusammen-

fassen. 
Es fragte sich, ob der Ausdruck Geisteskrankheit nur 

die Zustände umfasst, die nach der Geburt. des Kranken 
aufgetreten sind (erworbene Zustände), oder ob er auch 
den Zustand angeborenen Irreseins, den Blödsinn, umfasst. 
Aus der Beratung der Irrenärzte ergab sich, dass der 
wissenschaftliche Sprachgebrauch zwar einer Ausdehnung 
des Ausdrucks Geisteskrankheit auf den angeborenen Blöd­
sinn nicht entgegenstände, dass aber die Volkssprache zvv-i­
schen angeborenen und erworbenen Zuständen scharfunter­
scheidet und nur erworbene Zustände als Geisteskrankheit 
bezeichnet, angeborene als Blödsinn. Aus diesem Grunde 
unterscheidet der Entwurf Geisteskrankheit und Blödsinn. 

Neben diesen andauernden Zuständen pathologischen 
Chantkters giebt es eine Reihe pathologischer oder phy­
siologischer Zustände von zeitlich beschränkter Dauer, 
welche die Zurechnungsfähigkeit aufheben, Fieber, Rausch, 
Schlaf. Es sind dies die Zustände der Bewüsstlosigkcit. 

Der Übergang von der geistigen Gesundheit zur 
Geisteskrankheit und von. dem klaren Bewusstsein zur 
Bewusstlosigkeit ist ein allmählicher und kaum merklicher. 
Das Strafrecht soll auch den Übergang·szuständen gerecht 
werden. Minder ungen der geistigen Gesundheit oder des 
Bewusstseins, und ein angeborener Zustand, der weder als 
geistige Gesundheit noch als Blödsinn sich dftrstell t, recht-
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fer tigen weder die Anwendung der vollen Strafe, noch voll­
ständige Str afiosigkeit des ThiHers, wohl a,ber eine mildere 
Bestrafung. Es wird der \Vissenschaft nicht gelingeu, fest 
zu bestimmen, wo die Geisteskrankheit beginnt und die 
g·eistige Gesundheit a,ufhört; ebensowenig· lässt sich G 3istes­
krankheit von dem Zustande der- v erminderten oder be­
ein tri1chtigten Geistesgesundheit scharf abgrenzen. Der 
erfahrene und ge-wissenhafte Irrenarzt wird a,ber die 
Grenze in dem einzelnen Falle sicher ziehen, we:m er 
sich die Frage vorlegt, ob der Zustand des Thäter:; eine 
Bestrafung zulässt oder ausschliesst. 

lVIit Recht beklagt sich die öffentliche Meinung da' 'über, 
dass gefährliche Geisteskranke nach ihrer Fr;ßispre~ ~hung 

freigelassen 'Herden, und ihnen so Gelegenheit ge,jeben . 
·wird, neuerdings die öffentliche Sicherheit zu gefährden. 
Die sclnveizerischen Irrenärzte haben auf diese Lücl:e der 
Gesetzgebung dringend aufmerksam gemacht und festg·e­
stellt, dass nicht nur vollkommen Unzurechnungsfthig·e, 
sondern auch vermindert Zurechnungsfähige öfters die 
öffentliche Sicherheit in hohem Grade gefährden un::l ihre 
Verwahrung in einer Irrenanstalt ein Gebot der •iffent­
lichen Sicherheit sei. Diesem Begehren sucht der Entwurf 
durch die Vorschrift des Art. 10 gerecht zu werden, nclem 
er dem Gericht das Recht giebt und die Pflicht auforlegt, 
Unzurechnungsfähige und vermindert Zureclmung·sfihige, 
welche die öffentliche Sicherheit gefährden, einer Irren­
anstalt .zu überweisen. Ist die Einweisung eines Knmkon 
in eine Irrenanstn.lt wegen Gemeingefährlichkeit ge )Oteii , 
so soll der Richter, auch ·wenn uur verminderte Zllrech­
nungsfühig'lceit vorliegt, von einer Bestrafung abi:ehen. 
Gemeingefähr liche Geisteskranke gehören nicht in Straf­
anstalten. 

Die schweizerischen Irrenärzte beschweren sich dar­
über, dass ihnen nicht selten von Behörden und Privat- _ 
personen aus Kurzsichtigkeit oder aus fimtnziellen Rück-
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sichten die Entlassung eines Kranken zugemutet oder be­
fohlen wird, bevor derselbe geheilt oder der Anstaltsver­
sorgung nicht mehr bedürftig ist. Sie ·wünschen, gegen 
solche unverständige und eigennützige Eingriffe sicherge­
stellt zu werden. Eine vorzeitige Entlassung eines Geistes­
kraliken ist ganz besonders bedenklich, wenn sein Zustand 
die öffentliche Sicherheit gefährdet. Daher soll das Gericht, 
welches die Einweisung des Kranken angeordnet ha t, auch 
für die Entlassung zuständig sein und sie verfügen, wenn 
der Grund der Zulassung- die Gefährdung· der öffentlichen 
Sicherheit - wegg·efallen ist. 

Der Entwurf geht im Einverständnis mit den schweize­
rischen Irrenärzten noch einen Schritt weiter . Es stellt sich 
öfters heraus, dass ein Ang·eschuldigter psychisch erkrankt 
ist und sein Zustand ärztliche Behandlung in einer Irren­
anstalt erheischt, ohne dass er die öffentliche Sicherheit 
geführde t. Es wür de nahe liegen, den Richter zu ermäch­
tigen, solche Knmke auf so lange einer Irrenanstalt zu 
überweisen, als es ihr Zustand erfordert. Allein damit 
würde dem Staate eine Ausgabe erwachsen, die gewiss 
sehr wohl angewendet ·wäre, die ihm aber doch kaum 
durch ein schweizerisches Strafgesetzbuch auferlegt werden 
darf. Daher soll in diesen Fällen der Hichter keine Ver­
fügung treffen, sondern den Kranken der Verwaltungs­
behörde zu angemessener Versorgung überweisen . Es wird 
Aufgabe einer schweizerischen Irr engesetzgebung sein, für 
welche Professor Dr. August Forel in Zürich soeben eine 
·wer tvolle Vorarbeit geliefert hat ,I) die Versorg·ung nicht 
g·emeingefährlicher Irren in Ansta.lten zu ::;ichern . 

1) Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, G. Jahrgang, Seite 313. 
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Art. 12. 

Vorsatz. 

Vorsätzlich handelt, wer ein Verbrechen rnit Wissen und 
Willen begeht. 

Der Entwurf erkennt das ·wesen des Vorsatzes in dem 
Wissen und v'iT ollen des Verbrechens und stimmt in dieser 
Auffassung mit der Mehrzahl der kantonalen Gesetzbücher 
und mit de1~ herrschenden Lehrmeinung überein. Die 
Gründe, welche gegen die sog. Vorstellungstheorie sprE_:chen, 
sind in den Gruncbügen darg·elegt worden. 

Es fragt sich, ob nicht twch der sog. dol"-S even tualis 
einer gesetzlichen Reg·elung bedürfte. \V enn einer sein 
\iVissen und ~Vollen zunächst auf das eine Verbr-3chen 
richtet, aber je nach Umständen ein zweites ode ~· gar 
drittes Verbrechen als Folge seiner Handlung nebell dem 
ersten, oder bei etwaigem Misslingen des ersten, herbei­
führen will, so ist auch das zweite Verbrechen z-vv~ ,.r nur 
eventuell gewollt, aber es ist doch gewollt und daher dolos 
begangen . Dieser Fall gehört daher dem Gebiete des 
clolus an. 

'Nie verhält es sich o,ber, wenn der Thäter es nur 
t1uf den einen erlaubten oder minder schweren Erfolg ab­
gesehen hatte, aber vorausgesehen hat, dass seine :tiand­
lung möglichenYeise einen ~mdern sch-weren Erfolg· her­
beiführen kann, und er nun die Handlung auf die Cefo,hr 
hin, den unerwünschten oder doch nicht gewl-lnschtcn Er­
folg herbeizuführen, vornimmt und diesen Erfolg herbei­
führt'? Dabei f~tllt das innerliche Verhalten des Thäters 
in Beti·acht. I-bt der 'Thäter den sclnveren Erfolg ,,in den 
Kauf genommen", so hat er zu demselben eingewilligt und 
ihn als Folge seiner Ho,ndlung· zugelassen. Der Thät~r hat 
daher das Verbrechen mit Wissen und 'Willen begLngen. 
Vielleicht hat der Thäter das Verbr echen nur ungern :6uge-
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lassen und sich durch den Wert, den er auf den Erfolg legte, 
den er zunächst im Auge hatte, bestimmen lassen, die 
Handlung auf gut Glück hin zu wagen. Dann liegt ein 
sehr niederer Grad von dolus vor. Hat der Thäter den ein­
getretenen schlimmen Erfolg zwar nicht gewünscht, aber 
denselben als mögliche Folg·e seiner Handlung doch un­
bedenklich und frevelhaft zugelassen, dann ist das \Vollen 
zwar ebenfalls kein energisches, ethisch steht aber das 
Verhalten des 'l'häters sehr tief. 

Anders gestaltet sich der Fall, wenn der Thäter die 
Möglichkeit eines schweren Erfolges seiner Handlung zwar 
vorausg·esehen hat, aber denselben nach den besondern 
Verumständung·en ausschliessen zu dürfen glaubte und in 
dieser Annahme die Handlung vornahm, die den schlimmGn 
Erfolg herbeiführte. Unter dieser Voraussetzung liegt dolus 
überhaupt nicht vor; denn der Th~tter hat den schlimmen 
Erfolg nicht nur nicht gewünscht, sondern ih n in seiner 
Vorstellung in keiner \Veise zugelassei1 und daher auch 
nicht gewusst und ge·wollt. Dem Richter wird es gelingen, 
diese Fälle ohne besondere Regeln zu beurteilen, und 
·wenn er dazu nicht im stande ist, so wird ihm auch eine 
Gesetzesbestimmung nichts helfen. 

Art. lB . 

Fahrlässigkeit. 

Fahrlässig handelt, wer die den U rnstiii1den nach gebotene 
A ufmerksarnkeit ausser acht lässt. 

Fahrlässigkeit wird nur in den g·esetzlieh bestimmten Fällen 
bestraft. 

Die Bestimmung der Fahrlässigkeit entspricht der 
Lehre. Doch bestimmt der Entwurf die Pahrlässigkeit 
nicht nach einem absoluten l\'Iassstab, sonelern nach 
den Umständen des Falles. Fahrlässig handelt, wer die 
den Umständen nach gebotene Aufmerksamkeit ausser 
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acht gelassen h<tt. Dadurch ·wird die künstliche Ver­
gleichung mit der Aufmerksamkeit eines bloss gedad1ten 
Normalmenschen vermieden und das -v~erständige Er­
messen des Richters in sein Recht gesetzt. Unsere Rk.hter 
sind im staude, die Umstände eines Falles zu >vürcligen, 
da sie dem Volke nicht ferne stehen, sonelern ihm an­
gehör en. 

·während meist nur die vorsätzliche Handlung bel;traft 
·wird, soll ausnahmsweise auch die fahrlässige Handlung 
bestraft ·werden . Die Fahr lässigkeit gewinnt in der Zeit 
des Dampfes und der Elektricität eine besondere :;traf­
rechtliche Bedeutung, indem eine scheinbar unbedeutende .. 
N achl~i.ssigkeit unendliches Unglück verursachen kann. 
Dafür legen die Katastrophen von Mönchenstein, Zolli­
kofen und Ouchy (Montblanc) laut Zeugnis ab. 

Art. 14. 

Irrtum über den Sachverhalt. 

War der Thiit er, als er handelte, in einer rrngen Vor· 
stellung über den Sachverhalt befangen, so ist sein wider.:ccht­
liches Handeln auf Grund dieser Vorstellung zu beurteilen. 

Dus Stntfrecht richtet sich gegen das rechtswidrige 
Wissen und ·w:ollen eines Menschen . Irrt der Thäter über 
äussere Verumständungen und begeht er eine Handung 
in diesem Irrtum, so kennt er den wirklichen Sachver­
halt nicht. vVas er in diesem Irrtum vornimmt, begeht 
er mit einem getrübten vVis1:en; er will es daher auch 
nur so, wie es sich ihm nach dem irrig vorgestellten ~lach­
verhalt darbietet. Daher ist er nur für das strafbar, wa,s 
er mit 'Nissen und VVollen beg~•ngen hat. 

\Ver z. B. nachts von einem Bekannten im Sc.herz 
überfallen \.vird und im Glauben, es falle ihn ein Räuber 
an, den Freund nieclerschiesst, Der kann nicht der vo1 sätz-
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liehen Tötung schuldig erklärt werden, wenn nach den 
Umständen, wie sie sich dem Thäter darboten, Notwehr 
vorlag. Wenn aber die irrige Vorstellung auf Fahrlässig­
keit beruht, so ist er ·weg·en fahrlässiger Tötung· strafbar. 

Art. 15. 

Versuch. 

Der Versuch wird milder bestraft (Art. 38). 
Ist der Thäter aus eigenem Antrieb von dem Verbrechen 

abgestanden, so wird er straflos. 
Vorbereitungshandlungen bleiben straflos. 

Die schweizerischen wie die ausländischen Strafgesetz­

bücher stehen h eute noch unter dem Einfluss der Bestim­
mung des Versuches, welche das französische Strafg·esetz­
buch zu Anfang des Jahrhunderts gegeben hat. Es wird 
aber nun anerkannt, dass mit der französisc~1en Definition, 
vvelche den Versuch als einen Anfang der Ausführung 
(commencement d'execution) erklärt, für die Abgrenzung 
des Versuches von der Vorbereitung·shandlung wenig ge­
wonnen ist. In der Theorie tritt die Meinung· hervor, es 
sei der Versuch die Verwirklichung eines 'l'eils des That­
besta.ndes. Es könnte daher der unbeencligte Versuch als 
ein teilweises Ausführen der Verbrechen defi.niert werden, 
·während das fehlgeschlagene Verbrechen aJs erfolgloses 
Ausführen des Verbrechens zu bezeichnen wäre. Allein 
mit einer solchen Begriffsbestimmung ist für den unge· 
lehrten Richter wenig gewonnen, und der r echtsgelehrte 
Richter erfährt dadurch nicht mehr, als er schon weiss. 
Es schien daher a,ngezeigt, von einer begrifflichen Fest­
stellung des Versuches abzusehen und die Vorbereitungs­
handlung-en ausdrücklich straftos zu erklären. Diese Rego­
lung wir~l namentlich von Wach und Lammasch rückhaltlos 

gebilligt. 
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l\irmche Gesetze bestimmen die Strafe des Versuches 
in Bruchteilen der Strafe des vollendeten Verbrechens. 
Allein eine Verg·leichung der verschiedenen Gesetzesbe­
stimmungen zeigt, wie willkürlich und zufällig cliet;e Ver­
hältnisz11hlen sind. Daher wird es besser sein, bei 
Versuch allg·emein Strafmilderung anzuordnen. 

Der Entwurf hat etavon . abgesehen, den Versuch 
mit untauglichem Mittel und am untauglichen Objekte 
ausdrücklich unter Strafe zu stellen. Eine solche Straf­
bestimmung wl.trde die Anschauungen der romar1.ischen 
Schweiz verletzen und auch in dem deutschen Teile der 
Schweiz nicht überall Beifall finden. Die Slthwerstcn Fälle 
werden aber auf Grund des Art. 14 strafbar sein. 

Dem Hucktritt vom Versuche schreibt der Entwurf 
mit den meisten Gesetzen strafbefreiende ·wirkung zu, 
wenn der Thäter aus eigenem Antrieb von dem Ver­
brechen 11bsteht. Zwar lüsst sich das, was der Thäter ge­
than hat, nicht rückgängig machen, allein indem er, der 
das Verbrechen herbeiführen wollte, es nun aus eigenem 
Antrieb in seiner Entwicklung verhindert, bethätigt c;r eine 
dem Verbrechen \Viderstrebencle Gesinnung, die es recht­
fertigt, ihm die sonst ver wirkte Str<1fe zu erlassen. 

Ar t. 16. 

Teilnahme. 

Der Thäter, der das Verbrechen begeht, und der Anstifter, 
der ihn dazu bestimmt, un terliegen als Urheber der Strafe, die 
das Gesetz auf das Verbrechen androht. 

Wer dem Urheber zu sein em Verbrechen Hülfe leis tet, wird 
milder bestraft (Art. 38). 

Die weitläufigen Bestimmung·en der Gesetzbücher über 
Teiln11hme haben die Strafjustiz wenig gefördert. 

Der Entwurf unterscheidet zwischen Urheber und Ge­
hülfen. Als Urheber betrnchtet er sowohl Den, cler das 
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Verbrechen begeht, als Den, der einen zu einem Verbrechen 
bestimmt. Der Gehülfe unterscheidet sich von dem Ur­
heber dadurch, dass er das Verbrechen nicht selbständig 
begeht, sonelern einen anclern bei seinem Verbrechen unter­
stützt. Der Gehülfe nimmt dem Urheber gegenüber eine 
untergeordnete Stellung ein; er ist nicht selbständig·, son­
dern er unterstützt das Verbrechen eines andern. Deshalb 
ist seine Schuld und also auch seine Strafe ger inger. 
Der Entwurf sieht auch hier von einer Bestimmung· der 
Strafe nach Bruchteilen ab . 

Diese Vorschriften dürft.en für die Bedürfnisse der Prnxis 
vollkommen ausreichen. 

Insbesondere sind Bestimmungen über Komplott und 
Bande entbehrlich. Der Strafrahmen der eünelnen Delikte 
bietet fllr schwereres Verschulelen einzelner genügenden 
Spielraum. 

Art. 17. 

Notwehr. 

Wer einen rechtswidrigen Angriff in einer den Umständen 
angemessenen Weise von sich oder einem anclern abwehrt, ii.bt 
das Recht der Notwehr aus . 

Wer die Grenzen der Notwehr in entschuldbarer Aufregu ng 
oder Besti.irznng i.ibersehreitet, bleibt strat1os. 

Das Hecht der Notwehr gewährt der Entwurf dem 
rechtswiclrig Angegriffenen zum Schutze aller Rech ts­
güter. Der Notwehr steht die Nothl.llfe gleich. Der Ent­
wurf stellt jedoch nach dem Vorbild romanischer Gesetz­
bücher, namentlich des Strafgesetzbuches von 'Waadt, eine 
Beschränkung bezüg·lich der Ausübung· der Notwehr auf. 
Die Abwehr darf nicht ausser allem Verhältnisse zu der 
Bedeutung· des verteidigten Hechtsgu tes stehen ; sie soll 
den Umständen angemessen sein. Ich cli:trf den Knaben, 
der mir einige Äpfel entwendet und damit cl11vorlläuft, 
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nicht nieder::;chiessen, um den AngTiff auf mein Eigentum 
abzuwehren, selbst wenn mir kein anderes Mittel c!er Ab­
wehr zu Gebote steht. 

vVircl dem Recht der Notwehr keine Grenze gf:zogen, 
so wird eine brutale und unmenschliche Behauptung des 
Rechts geschützt, die im einzelnen Fall allgemein als un­
gerecht empfunden ·wird. Die Fassung des Art. 17 lässt 
dem verständigen Ermessen des Richters Raum. 

Soweit die Abwehr die Grenzen der zulässigen Ver­
teidigung überschreitet, geht sie in einen rechtsw drigen 
Angriff über. Doch kann dem Ange"gTiffenen nichl; zug·e­
mutet 'Werden, diese Grenze sofort scharf zu ziehen. Über­
schreitet er die Notwehr in einer Aufregung· oder 13estür­
zung, die der Richter nach den Verumständungen, in der 
sich der AngegTiffene bei Ausübung der Notwehr l)efand, 
als entschuldbar erachtet, so soll er dafür nicht t es traft 
·werden. 

Art. 18. 

Notstand. 

Wer ein Verbrechen begeht, um Lehen, Leib, Freibei t, Ehre; 
Vermögen oder ein anderes Gut für sich oder einen andern aus 
einer unmittelbaren, nicht anders abwendbaren Gefahr zu orretten, .. 
kann, wenn die That den Umständen nach entschuldbar ist, von 
Strafe befreit oder milder bestraft werden (Art. 38). 

Der Notstand bereitet der Strafgesetzg·ebung viele 
Schwierigkeiten. Darüber ist das Nähere in den J rund­
zügen ausge~ührt vvorden. 

Der Gesetzgeber hat die Frage zu entscheide,J, wie 
Der zu behandeln sei, der ein Verbrechen begeht, um ein 
~chtsgut für sich oder einen andern aus einer unmittel­
ba:f(:m, nicht anders abwendbaren Gefahr zu errettell. Die 
meisten Gesetze anerkennen den Notstand zur Bettung 
von Leib und Leben des Thä.ters und seiner Anget örig·en 
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1mcl legen dem Notstand in diesen Fällen, aber auch nur 
in cliesen Fällen, strafbefi.·eiende \iVir:kung zu. Vielfach 
·wird die N otstandsbandlung sogar als eine berechtigte 
angesehen. 

Allein diese Regelung entspricht den Bedürfnissen ues 
Rechtslebens nicht. 

Zunüchst ist daran festzuh~Llten, dass Der, der im Not­
.stande handelt, unter keinen Umsti:i-nden ein Reeht ausübt. 

\Ver einen lYiensehen tötet, um sein eigenes Leben zu 
erhalten, . das er nicht anders aus einer unmittelbaren 
Gefahr retten kann, versündigt sich nicht nur gegen das 
Gebot de1~ Nächstenliebe, sondern er thut diesem Menschen 
auch ein schweres Unrecht an, gegen das er sich wehren 
.darf. Sollte ich nicht berechtigt sein, mich meines Lebens 
gegen Den zu wehren, der es mir nehmen will, um sein 
eigenes zu retten'? Der Einwand, .ich befinde mich infolge 
des Angriffs nun auch in einem Notst:mde, ist eine Künstelei,. 
die keiner \V iderleg·ung bedarf. 

Ist die Notstandshandlung rechtswidrig, so verpflichtet 
sie gegebenen F~lles auch zu Schadencrst'Ltz,. so1Yeit die 
.c.ivilrech.tlichen Voraussetzungen hiefür vorliegen. 

Eine ganz andere Frage ist es, ob die Notstands 
l1ancUui1g strafwürdig ist. Es .ist kaum möglich, diese 
Frage n)it Ja oder Nein zu beantworten. 

Wer will die Mutter dem Zuchthaus überliefern, die 
das Leben des fremden Kindes preisgiebt, um das eigei1e 
zu retten'? 

Soll aber der Mann, der ein Mädchen bestimmt, sich 
seinem Kahne anzuvertrauen, straflos ausgehei1, wenn 
das Schifflein infolge seines leichtsinnigen Gebarens um­
schlägt und er das lYiäclchen in den Tod stösst, um sich 
zu retten? 

Es giebt aber auch leichtere F älle des Notstandes. 
Soll ich wegen Eigentumsbeschädigung bestraft ·werden, 
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wenn ich den Drachen, den mein Knabe fliegen lässt, 
aus einem fl·emclen. Grundstück heraushole und etwas Gras. 
niedertrete? Soll ich bes traft 1vcrden, wenn ich im Ge Jirge, 
vom Gevvitter überrascht, eine Alphütte erbreche uncl 
dort die Nacht zubringe, ein Feuer anzünde und den 
Speisevorrat zur Stillung meines Hungers mir aneigue? 

Der Zweck heiligt in solchen Fällen nich t das l\:it tel ; . 
nbcr er entschuldigt in strafrechtlicher Be:äehung. 

Aus diesen Beispielen ergiebt sich, dass die Beschrän­
kung des N otstancles auf Delikte geg·en Leib und Leben 
den Bedürfnissen des Rechtslebens nicht entspricht. 

Auch die Einschränk ung· des Notstandes auf Rettung 
des eigenen Rechtsgutes und desjenigen von Angehtrigen 
ist doktrinär. Steht mir der Freund, das unbek1nntc 
schwache ·weib in einer Gefahr menschlich oft nicht viel­
leich t ebenso nahe, a ls ein Vetter oder ein Sch1vager? 
\Varum soll ich die letztem clutch ein Verbrechen slrafios 
retten dCirfen, die andern nicht? 

Auf solch
1
en Erwägungen beruht der Art. 18. 

Wer ein Verbrechen begeht, um irgend ein Rechtsgut 
flir sich oder einen anclern aus ein er unmittelbaren, nicb t 
anders abwendbaren Gefahr zu erretten, hat im No tstand 
gehandelt. Der Richter hat nach den Umständen zn ent­
scheiden, ob die That entschuldbar ist oder nicht. l'indet 
er, dass die That nicht. zu entschuldigen ist, so wird er 
die volle Strafe anwenden, gemäss Art. 37 aber clio 
schwere Bedrängnis strafmildernd in Betracht • ~·,ichen 

können. Finelet er, dass die That entschuldbar ist, :;o soll 
er den Thäter von Strafe befreien oder, wenn clie 'l'hat. 

nich t völlig entsebuldbar ist, die StraJe mildern. 

Es wird damit dem Gerieht allerdings ein sehr weit­
gehendes Entscheidungsrecht in Notstandsfällen eingeräumt, 
aber die Natur des Notstandes rechtfertigt diese ri chter­
liche Gewalt. Unsere Gerichte sind mit lebenserfahrenen. 

l 
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Männern besetzt, denen solche Fr:1gen viel eher itnYer­
tntLlt ·werden dürfen, als formale Prozessfragen, die nur 
der Jurist zu beurteilen vermag und die fachliche Kennt­

nisse v oraussetzen. 

StTafen und siche"·nde JJ1assnahmen. 

Einleitenile Bemerkungen. 

Der Entwurf unterscheidet Strafen und sichernde 
Massnahmen . Der Staat soll sein Strafrecht nicht blind 
ausüben, sonelern bei Aufstellung von Gesetzen sich des 
Zweckes aller Strafrechtspflege bewusst sein , gegen das 
Verbrechen anzukämpfen und den Personen , die in dem 
Lande leben, gegen das Verbrechen Schutz zu gewähren . 
Wichtig·er als die Vergeltung des begangenen Unrechts 
<:"1n dem Übelthäter ist es für den Staat, dem Verbrechen 
vorzubeugen. Diese vorbeugende Thätigkeit fällt nun 
hauptsächlich der Polizei und nicht dem Strafrichter zu. 
Aber es wäre eine Verkennung des richtigen Gedankens, 
·welcher der Trennung der Ge,valten im Staate zu Grunde 
liegt, wenn die Gesetzgebung dem Richter das Hecht 
vore1-ithalten wollte, diejenigen vorbeugenden Massnahmen 
gegen das Verbrechen bei Anlass seiner strafrichterliehen 
Thätigkeit zu treffen, welche er mit mehr Verstündnis, 
also besser, und ohne weiteren Zeitaufwand, also einL:cher 
treffen kann als der Polizeibeamte, der sich mit dem Fall , 
den der Richter gTündlich kennen gelernt bat, neuerdings 
von Anfang an befassen müsste. Es ist gefährlich , der 
Polizei richterliche Befugnisse zu g·ewähren ; weil die 
Rechtsprechung besondere Fähigkeiten bei dem Hichter 
voraussetzt, mit denen es freil ich in unserem Land nicht 
so streng· genommen wird wie in auelern Staa.ten, die nur 
geprüfte Juristen zum Richteramt zulassen. Aber es ist 
nicht einzusehen, ·warum dem Hichter nicht auch M~tss-
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na,hmcn von vorwiegend polizeilichem Charakter zuge 
wiesen ·werden dürften, taUs dies a ls zweckmäsE-ig er­
scheint und weder die Interessen . des Staates noch die 
der Betroffenen dadurch gefähr det werden . 

Von dieser Auffassung geleitet-, hat der Verfasser des 
Entwurfs kein Bedenken getragen, dem Strafrichter einige 
lVIassnahmen anzuvertrauen, die eher in das Gebiet der 
Polizei i1ls in dn.s Gebiet der Justiz fa.llen. Doch ü:t dies 
nur in den Fällen gesehehen, in welchen der Richter 

.geeigneter erscheint, die 1\ia,ssnahme zu treffen, als der 
Polizeibeamte1 

'l'odesstrafe. 

Der Entwurf verwirft die Todesstrafe. Die l\'Iehrbcit 
der Kantone hat die Todesstrafe nach Aufhcbun o· des 0 . 

Bundesverbotes nicht wieder eing·eführt, und die Ka.ntone, 
·welcl_lC sie wieder einfllhrten, haben sie bisher nicht an­
gevirendet. Seit 1874 ist einzig im Kanton L uzem ein 
Todesurteil, an dem Iti1liener Gatti, vollstreckt W•)rclen. 
Gegenwärtig steht in dem n_ämlichen Kanton vvied,~r ein 
Todesurteil in Frage. 

Von einer Erörterung der Gründe für und geg·en die 
Todesstrafe wird hier abgesehen. Es entscheidet in dieser 
Frage, wie die Erfahrung; lehrt, nicht ausschliesslic.h der 
Vcr::;tand, sondern auch das Gefühl und die pm·sönliche 
Empfindung. Der Verfasser lehnt die TodesstraJe ab : weil 
sie, wie die letzten 25 Jahre gezeigt haben, für die Schweiz; 
kein Bedürfnis ist. Für welche Verbrechen sollte übrigens 
die Todesstrafe angedroht werden? Die Unterscheidung 
von Mord und Totschlag hängt nach dem gegenwärtigen 
Gesetzesstande so sehr von Vorgäng·en ab, die im Innern 
des Thüters vor sich gehen, dass es auch dem gel·'.'isscn­
haftesten Richtel' nicht möglich ist, stets mit Sicherheit 
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:;,u entscheiden, ob Mord oder Totschl:l.g· vorliegt. Im 
F~:Lll Gatti war das rechtsgelehrte Luzerner Obergericht 
darüber g·eteilter Ansicht. In anclern Kantonen füllt die 

~ Entscheidung· ·dieser Kapitalfrage rechtsunkundigen Ge­

schwornen zu. 
Leider ist auch die Justi~ nicht unfehlbar . Jede 

andere Strafe kann, 1venn auch nicht vollständig, wieder 
gut g·emacht werden; ein unschuldig Hingerichteter lmnn 
nicht ins Leben zurückgerufen werden. -

Die Versicherung, die Todesstrafe werde nur in den 
seltensten Fällen vollstreckt werden, in der Regel werde 
Begna:digung eintreten, stützt sich zwar durcluws ~tuf die 
bisherigen Erfahrungen in der Schweiz; sie . zeugt aber 
eher gegen die 'l'odesstrafe. Das Ansehen des Gesetzes er­
fordert, dass die angedrohte Str afe auch vollstreck t werde ; 
sonst verliert die Strafdrohung ihre abschreckende Wirlmng;, 
und die ~Lbhaltencle Kraft der Strafandrohung fällt weg. 

Die Einführung der Todesstrafe würde endlich die 
Strafrechtseinheit gefährden. Da das Begnadigungsrecht 
den Kantonen verbleibt, so würden die. Kantone, die 
Gegner der Todesstrafe sind, voraussichtlich r egelmässig 
begnadigen, während nur von einzelnen Kantonen und 
da auch nur in vereinzelten F ällen die Beg·nadigung ver­

~agt würde. 

Die Strafen. des Entwurfs. 

Der Entwurf unterscheidet wesentlich Freiheitsstrafen 
und Vermögensstrafen. Die Ehrenminderungen twgcn 

nicht r einen Stra.fchn,rakter. 

Art. 19 und 20. 

Zuchthausstrafe. 

Art. 19. Die Zuchthausstrafe wird auf Lebenszeit des Schul­
digen oder auf 1 bis 15 Jahre erkannt. 
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Gefängnisstrafe. 

Art. 20. Die Gefä.ngn iss tral"e wird auf 8 Tage bis ::wl' 1 Jahr 

In den gesetzlich bestimmten F'ällen kann auf Gt·fiingnis 
bis zu fünf Jahren erkannt werden . 

Für Verbrec.hen sind zwei ordentliche Freiheits:;trafen 
vorgesehen, die Zuc.hthausstrafe und die " Gefängnü.strafe. 
Für Übertretungen wird HnJt angedroht '''erder. Die 
Zuchthausstrafe ist lebensläng·lich oder z;eitlic.h. :_,ieder­
liche und Arbeitsscheue können in .Arbeitshäuser ver­
wiesen werden, rückfüllige sc.hwcre Verbrecher in die 
Verwahrungsanst11lt. 

Manche k<tntonale Gesetzgebungen drohen ausser 
Zuchthaus und Gefängnis eine dritte Art der Fr ;iheits­
strafe an, die Korrektionshaus oder Arbeitshaus g ~n:1nnt 
1vird. Allein sie unterscheidet sich meist nur dem Samen 
nach von der Zuchthausstrafe. Es ist ein von allen Prak­
tikern des Strafvollzuges bestätigter Satz, dass in derselben . 
Anstalt nur ein Strafvollzug mög·lid~ ist und cbss ehr Ver­
such, verschiedenartige Strafen in dem nämlichen G·;bäncle 
:r;u vollziehen', regelmässig misslingt. Da wir nun in den 
Kantonen, abgesehen von den Arbeitsanst~tlten für :.ieder­
liche, regelmLtssig nur eine Strafanstn,lt für die Vollotreck- . 
ung langzeitiger Strafen besitzen und in den Jkzirken 
Gefängnisse für die kurzzeitigen Freiheitsstrafen, 'lO ist 
d:1mit der sc;h,\·eizerischen Strafgesetzgebung der 'iV eg 
deutlich vorgezeigt. 

Der Entwurf bestimmt die Dn,uer der zeitlichen Zucllt­
hausstrafe auf 1-15 Jahre, die Dauer des Gefän ;·nisses 
ordentlicherweise auf 8 Tage bis 1 Jahr. Gegen diese 
Ordnung der Freiheitsstrafen wird namentlich vo n Ver­
tretern der \\' estsch weiz, insbesondere des \Vaaclt an des, 
eingewendet, Zuchthaus und Gefüngnis sollen eine JM1'allele 
Strafelauer besitzen. Es soll also :J.uf Zuchthansstrde von 
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nur 8 oder gar nur von 1 T:1g erkannt IYerclen k önnen. 
Dieser Forderung· liegt ein sehr ansprechender Gedanke 
zu Grunde. Der Verbr echer, der aus gemeiner Gesinnung 
gehandelt hat, soll der entehrenden Zuchthausstrafe unter­
w orfen werden, wenn auch seine Strafe nur von lmrzer 
D:1uer ist; das Gefängnis dageg·en soll nur Verbrecher nicht 
gemeiner Art beherbergen. Die Folge wäre, dass die Gross­
zahl der Verbrecher, die Diebe, zu Zuchthaus verurteilt 
·werden müssten . Allein gerade die Art und Weise, ·wie 
diese von der waadtländischen Strafgesetzgebung aufge­
stellte Unterscheidung· in der W aadt durchgeführt wird, 
zeigt die Unausführbarkeit des Gedankens n,uf das deut­
lichste. Zuchthausstrafen unter 3 Monaten und Gefängnis­
stmfen unter 14 Tagen werden nämlich in der \Vaaclt 
beide in den Bezirksgefängnissen vollzogen, so dass die 
kurzzeitigen Freiheitsstrafen in dem nämlichen Gebäude 
vollzogen werden. Von 2253 Gefängnisstrafen, die in den 
Jahren 1881 bis 1890 im Kanton Waadt ausgesprochen 
·worden sind, hatten 1952 eine Dauer von wenige?' als 14: 
Tagen. Die übergrosse Zahl der Gefängnissträflinge ver­
büssten daher ihre Strafe mit den zu Zuchthaus von unter 
3 Monaten verurteilten in dem nämlichen Gebäude. Die 
Absicht des \vaadtländischen Geset7.gellers hat sich cbher 

ttls eine Illusion erwiesen. 
Da der Entwurf für schwerere Verbrechen, die aus 

gemeiner Gesinnung begangen vverden, regelmässig Zucht­
haus androhen wird, da ferner die 1\ieclerträchtigk eit der 
Gesinnung einen obligatorischen Straferhöhungsgrund be­
gründet, und da auch mit Gefängnis eine Entziehung der 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit verbunden werden kann, so 
·wird diese Absicht nach dem Entwurf in den meisten 
Fällen besser verwirklicht werden, als es nun in der \Vaadt 

möglich ist. 
Die MinimaZdauer der Zt&chthau,sstmf'e wird in Überein-

stimmung mit den meisten luwtonalen Strafgesetzbüchern 



<Wf 1 Jahr .festgesetzt, weil nur bei dieser Strafchucr ein 
wirksa·mer Strafvollzug möglich ist, der den Stra iing all­
nüthlich zur Freiheit überleitet. Durch die bedingte Ent­
lassung kaim die im Zuchthaus zu verbringende Strafzcit. 
auf 8 Monate herabgesetzt werden. 

Die Jlfa .. x;imaldauer der Zu,chthausstraf'e darf .i<~denfalls 
15 Jahre nicht übersteigen. In dem Gutachten, das die 
deutschen Strafanstaltsdirektoren anlässlich der \ ;·orberei­
tung eines norddeutschen Strafgesetzbuches erstfttteten, 
empfahlen sie eine Maximaldauer der Zuchthausstrafe von 
10 Jahren, weil eine lüngere Zuchthausstrafe dt n Sträf. 
ling unfähig mache, sich nach seiner Entlassung den 
Lebensverhältnissen anzupassen . Da jedoch b<:i einer 
Verurteilung· zu 15 Jahren nach 10 Jahren bedin;ste Ent­
lassung zulässig ist, so schien es angezeigt, die lV aximal­
dauer mit einzelnen lutntonalen Strafgesetzbüchern auf 15 
Jahre zu J;>estimmen, ·wobei namentlich auch :tuf das 
Rechtsbewusstsein des Volkes Rücksicht zu neh1nen ist, 
das für sehr schwere Verbrechen eine Zuchthausstrafe 
von 10 Jahren nicht als ausreichend erac11tet. 8'reilich 
wird für die allerschwersten Fälle lebenslänglich, : Zucht­
hausstrafe in Aussicht g;enommen, allein es ist d :ts doch 
eiuc Ausnahme. 

Die Minimaldauer der Gefängnisstrafe ist auf 8 Tage 
festgesetzt, wobei erinnert werden darf, dass Gefängnis-· 
strafe nur bei Verbrechen Anwendung findet, während die 
Strafe für Übertretungen Haft ist, . deren Minimalelauer 
weniger ho,ch sein wird. Die Klage, dass kurzzeitige 
FreiheitsstrqJen nicht nur unwirksam, sondern g•;raclezu 
schädlich sqien, bt zwar gewiss nur dann richtig, wenn 
der Vollzug 1 dieser Strafen ein so mangelhafter ist, ·wie 
zur Zeit beinahe überall und namentlich auch in den 
meisten Kantonen der Sclnveiz. Die Behauptun.;·, eine 
Hebung dieser Übelstünde sei unmöglich, die Uut:ouglich­
keit der kurzzeitigen Freiheitsstrafe sei durch ihn: .kurze 
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Dauer bedingt, lmnn nur mit bedeutenden Vorbebal ten 
als richtig· zugegeben werden. Richtig ist zweifellos, c1::tss 
eine Einsperrung fü r einen oder zwei Tage kein Übel ist~ 
das als eine ernste Strafe für eine strafbare Handlung· 
erscheint. Grundsätzlich. vvürde der Verfasi3er kein Be­
denken tragen, Freiheitsstrafen Yon 3 Tagen zuzulassen, 
und es wird dies auch für die Haft vorg:eschlagen. vV enn 
für die Gefängnisstrafe eine Dauer von wenigstens 8 Tagen 
vorgesehen wird, so geschieht dies in der Erwäg-ung, dass 
Handlungen, die im Gegensatz zu Übertretungen als Ver­

brechen behandelt werden, in jedem Falle e~nen ziemlich 
schweren Charakter an sich tragen und dass in dem be­
sondern Teil des Strafgesetzbuches Gefängnis nur für Fälle 
von entschiedener Bedeutung angedroht werden ·wird. 
Gefängnisstrafe soll eine empfindliche Strafe sein, die nicht 
leichthin erkannt werden darf. vVird noch in Betracht 
gezogen, dass bei Vorliegen eines gesetzlichen Milclerung·s­
grundes Haft oder Geldstrafe statthaft ist (Art. 38 d. E.) 

und dass in besonderen F ällen der Strafvollzug eing~stellt 
werden kann (Art. 46), so dürfte die Festsetzung der 
Minimaldauer der Gefängn isstrafe auf 8 Tage genügend 
gerechtfertigt sein. 

In den gesetzlich bestimmten Fällen kann auf Gefäng­

nis bis zu (ünf J ahren erkannt ·werden . Dieser Zusatz zu 
Art. 20 bedarf einer Erklärung, da er ohne Einsicht in 
den besanelern Teil des Strafgesetzbuches nicht vollkommen 
Yerständlich ist. Bekanntlich kennen mehrere ausländische 
Gesetzgebungen für einzelne schwere VerlJrechen, die nicht 
aus g·emeiner Gesinnung begangen werden, eine sog. 
ehrenvolle Haft (custodia honesta). Da~ deutsche Reichs­
strafrecht nennt diese Strafe Festungshaft. Es 1vürde 
unsern demokratischen Ansch~tuungen eine derartige Ein­
richtung kaum entsprechen; sie vl'l.lrde auch mit Rück­
sicht auf die Kostenfrage zu Bedenken Anlass geben. 
1\.lJer auch für die Schweiz ergiebt sich das Bedürfnis, für 



I 

-einzelne Vm'brechen, die wegen ihrer Scll"werc, r ament-
lich wegen der Schwere des Erfolges, eine lange Frei­
heitsstrafe erheischen, eine andere als Zu eh thausstrafe 
anzudrohen . Dieses Bedürfnis macht sich namentlich bei 
politise;hen Verbree;hen, Zweilmmpf, milderen Fällen des 
Totschlags und der Körper verletzung mit tötlichem Aus­
gang oder sog. bleibendem Nachteil geltend. Fit~ diese 
F älle wird daher Gefängnisstrafe von 1 bis 5 J a.hren an­
gedroht werden . 

Infolgedessen kann dem Verurteilten seine oürger­
-liche Ehrenfäh igkeit erhalten ·werden und er erleidnt nicht 
die Se;ht-tncle, die mit der Verurteilung zu Zuchthaus und 
mit der Einschliessung in ein Zuchthaus unausb~eiblich 

verbunden ist. Anderseits ·wird er nicht als ein privile­
gierter Vcrbree;her behandelt, der nur zum Scheine eine 
.Strafe vcrbüsst, in vVirklichkeit aber vielleicht e in sehr 
behagliches und fröhliches, wenn es seine :Mittel e1lauben 
.-;ogar luxuriöses Leben führt. 

Art. 21 . und 22. 

Vollzug der F reiheitsstrafen. 

Art. 21. Zucl1 tl~ausstrafe und Gefängnisstrafe dlirfen nicht 
in demselben Gebiiude vollzogen werden. 

Die ersten drei Monate der Strafzeit bringt der Str:ifling in .. 
Einzelhaft zu . Ansserdem wird die Freiheitsstrafe in E nzelhaft 
vollzogen, sowei t das Gericht es anordnet oder der Sträflin;- dar um 
nachsucht. Die Nacht bringen alle Strilf!inge in Einzelhaft zu. 

StriHl inge, welche das 20. Jahr noch nicht zurli~kgelegt 

haben, werden von clen ii brigcn Sträflingen abgesondert. 
Der StdOing wird ;-;ur Arbeit angehalten. Er solln1öglichst 

mit Arbeiten besclüiftigt werden, die seinen Fähigkei,·en ent­
sprechen und llmch 1.lie er sich nach tler Entlassung sein e.1 Unter ­
halt erwerben ka nn . 

Bedingte Entlassung·. 

Art. 22. Hat ein Strilfling, der ;-:u Freiheitsstrafe von wenig· 
stens einem Jahre n rurtcilt worden ist, zwei Dritteile der ;)trafzcit 
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erstanden, so kann ihn die zuständig·e Behörde vorläufig frei­
Jassen, wenn anzunehmen ist, dass er sich wohl verbalten wi rd , 
und er den Schaden, den er durch das Verbreellen verurs!lcht 
hat, soweit es ·ihm mög·lich war, ersetzt hat. 

Über die vorläufige F reilassung eines Strät1ings sind die 
Beamten der Strafanstalt anzuhören. 

Der Direktor der Strafanstalt benachricl!tig-t den zusüindigen 
Schutzaufsichtsverein rechtzeitig von der F r eilassung des Strilf­
lings und ersucht ihn, für das l<'ortkommen des ·zu Entlassenden 
besorgt zu sein. 

Missbraucht der vorläufig Freigelassene die Freiheit, so 
widerruft die Behörde die Freilassung. Der Verurteil te hat in 
diesem Falle den noch nicht vollzogenen Teil der Strafe sofort 
zu erstehen. 

Der Art. 21 ordnet den Strafvollzug· und stellt c'tie 
Grundzüge eines Strafvollzugsgesetzes a uf. 

Als oberster Gr undsatz gilt die vollständige Trennung 
der zu Zuchthaus und der zu Gefängnis Verurteilten. Nur 
durch diese strenge Se;heidung beider Kl[LSsen von Sträf­
lingen erhält jede Stmfe einen besanelern Charakter. Die 
Strafart wird ja allgemein nach dem Or t des Stmfvol1-
züges beurteilt und, wenn die räumliche Trennung durob­
geführt ist, ganz mit Recht. 

Eine besondere Vorschrift gilt für Personen unter 
20 Jahren; diese sollen von den mehrjährigen Sträflingen 
abgesonder t werden, damit sie vor allern aus vor schlechten 
Einflüssen bewahrt ·werden. 

Einer der schwersten Nachteile des Strafvollzugs ist 
die Gemeinscha.ftshaft während der Nacht. In mehreren 
Strafanstalten giebt es Schlafsäle mit 20 und mehr Detten. 
Dass bei solchen Verhältnissen das Laster in a,llen Formen 
sich Eingang verschafft, bestätigt jeder Sa.chverständige. 
Daher sollen alle Sträflinge die Nacht in Einzelhaft zu­
bringen. Die Vorschrift kann ohne bedeutenden Kosten­
aufwand durchgeführt werden, wenn die Reform, die der 
Entwurf vorschlägt, die ZustimmLmg· des Gesetzgebers 
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findet. Denn dadurch wird unter allen Umstänckn eine 
so bedeutende Abnahme der I\ L1 Freiheitsstrafe VerurtellteH 
erzielt, dass unsere kantonalen Strafanstalten jedew St;räf~ 
ling für die Nacht eine Einzelzelle werden ttil"weiseu 
können. 

VVährencl eine strena:e und ausnahmslose VereinzeltUl"' 
. V 0 

der .::ltrMlinge zur Zeit der Nachtruhe mutbweisl ich ist, 
empfiehlt sich die Einzelhaft wührend des Tages nur in 
beschränktem Umfange. Sie wird für alle Sträflinge 
während der ersten 3 Monate . des Strafvollzugr;s vor­
g·eschrieben. Demgemäss werden alle Strüflinge, die zu 
weniger als 3 Monaten Freiheitsstrafe verurteilt worden 
sind, ihre Strafe ganz in Einzelhaft verbLissen. :Caclurch 
winl ein Hauptmangel der kurzzeitigen Freiheicsstrafe 
verschwinden, das Zusa,mmensein von nicht verdc rbenen 
Sträfiingen mit ausgemachten Verbrechern oder Tauge­
nichtsen. Die kurzzeitige lj'reihcitsstrafe wird dadurch 
an Kraft; nncl Inhalt unendlich gewinnen. Die Befürch­
tung, dass eine dreimonatliche Einzelhufe den Uem ü ts­
zustancl einzelner Sträfiing·e ungünstig beeinflussen werde, 
füllt angesichts der Gewissheit , dass viele Stl üflil1!::·e 
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durch Gemeinschaftshaft für die Zeit ihres Lebens ver-
dor ben uncl 1 dem Verbrechen zugeführt weJ'Clen, kaum 
in Betracht. Sie wird aber vollkommen grundlos wenn 
der Sträfling in der Einzelhaft ang·emessen beschäftirt wird; · 
denn die Arbeit verhindert den Gefangenen an leerem 
Trtlumcn und bringt ihn mit den Beamten des Strafvoll­
zugs, die ihn zur A1·b8it anleiten und clic Arbei t. bcaut~ 
sicl1 tigen, in man nigCachc Berührung. Giebt at er der 
Gemütszustand eines Sträflings 1vührend der Einze: haft zu 
Bedenken Anlass; so kann ihn der Arzt, \\'CD n er clie 
Einzcllmft als Ursache dieses Zustandes erkcn11t, selbst­
verstündlich durch ärztliche Verordnung You der Einzel­
haft befreien. 

Die EinzelhnJt kann durch das Gericht u 1d auf 

\Vun::;ch des Sträfiings über die ersten 3 l\ionate der 
Strafzeit hinaus ausgedehnt werden. Das Rocht des Strät~ 

lings auf Einzelhaft ist beanstandet worden ; es besteht aber 
schon seit Jahren in Basel, ohne dass, soweit bekannt, 
l\Iissstän de bemerkbar geworden sind. In der That wird 
der Str äfiing· regelmässig nui· aus achtungswerten Grünelen 
und aus einer Empfindung·, die Rücksicht verdien t , c1ie 
Ti'ortclauer der Einzelhaft an begehren. Etfahrungsgemäss 
fürchten der gemeine Verbrecher und der Lump ni chts 
so sehr als das Alleinsein und sie vvünschen nichts so 
sehr als die Gesellschaft von Gleichgesinnten. 

Nach Vollendung der Einzelhaft tritt über Tag, ins­
besolidere während der Arbeit, Gemeinschaftshaft ein . 
Die Mahlzeiten wird der Sträfling in seiner Zelle ein­
nehmen, in der er sich auch während der fr eien Zeit 
aufhalten wird, soweit sie nicht zur Erholung in freier 
Luft verwendet wird. 

Alle Sträflinge werden zur Arbeit angehalten. Dieser 
scheinbar selbstverständliche Satz bedeutet eine vollstän­
dige Umgestaltung der Gefängnisstrafe, die bisher im 
Gegensatz zu der Zuchthausstrafe in den meisten Kan­
tonen in verderblichem lYiüssiggang erstanden wird. Es 
'Nird allerdings nicht leicht sein, Str~Lfiinge, die nur zu 
einigen Tagen Freiheitsstrafe verurteilt ·worden sind, 
passend zu beschäftigen. Es darf aber kein Opfer und 
keine Mühe gescheut werden, um diese Vorschrift durch­
zufuhren. Wenn irgenchvo das ·w ort : ii'Iüssiggang ist aller 
Laster Anfang, sich bewa,hrheitet, so ist es im Gefängnis mit 
Gemeinschaftshaft. Und Einzelhaft ohne Arbei t vväre eine 
Grausamkeit . Es handelt sich ja nicht darum, dem Stna,t 
durch die Sträflingsarbeit eine Einnahmsq uelle ZLl ver­
schaffen, was leider selbst von Strafansta,ltsbeamten g~tnz 
übersehen wird, sondern darum, die Strafe ihrem Zwecke 
g·emäss zu vollziehen und ihre vom V erbrechen abh~tltencle 
Kraft zu erhöhen. Daher soll der Sträfling möglichst mit 
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Arbeiten beschäftigt l·l·erclen, die seinen Fähigkcit:m ent­
sprechen und durch die er sich mtch der E nt: assung 
seinen UnterluLlt erwerben kann . . Diese lliöglichL:eit ist 
allerdings nicht für alle Erwerbszweige gegeben. .Aber 
eine passende Beschäftigung ·wird sich für jeden finden . 
Selbstverständlich dürfen nur nützliche Arbeiten fewählt 
werden und ' nicht Scheinarbeitcn, die von dem S;räfling 
als Chicane , empfunden würden. Sobald der Sta.ü sich 
nicht scheut, in Strafanstalten mit Verlu~t an Gel•l, aber 
mit Gewinn an Strafwirkung· zu arbeiten, ist das Froblem 
der Arbeit in Strafanstalten in der Hauptsache gelöst. 
Leider giebt es noch manche Anstaltsvorstände, di 3 ihren 
Stolz darein setzen, eine Musterwirtschaft zu führt:n, und 
nach dem Ruhme streben, das schönste Vieh h3ranzu­
ziehen und dem Lande den grössten Ertrag abzugewinnen. 
Dass dabei die Zwecke des Strafvollzugs v.ollkommen in 
den Hintergrund treten, ist selbstverständlich. 

Ein System des Strafvollz·uges ist nur bei liLngerer 
Strafzeit , also bei Zuchthausstrafe, möglich. Es liegt 
nicht in der Aufgabe des Entwurfs , ein bis in das Ein­
zelne gehendes Strafvollzug·ssystem aufzustellen ; allein 
die Art. 21 und 22 enthalten doch die Grundzüg ~ eines 
solchen. 

Der Entwurf sieht ein vetein(achtes Progresswsystem~ · 
mit 3 Stufen vor: 

1. Stufe : Einzelhaft ; 

2. Stufe : Gemeini:iclwftshaj't; 

3. Stufe : Bedingte Entlassnng. 

l\Ieistens wird die Zeit der Gemeinschaftshaft weiter 
I 

abgestuft, wobei der Sträfling· durch Gewährung einiger 
Freiheiten allmählich für die bedingte Entlassu 1g vor­
bereitet ,;v-erden soll, so namentlich in Bezug· at:f Brief­
verkehr und Besuche. Diese Einzelheiten dürfer einem 
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Strafvollzugsgesetz; und bis zu dessen Erlass den Anstttlts­
verordnungen vorbehalten bleiben. 

Die bedingte Entlassung bildet die dritte Stufe des 
Srafvollzuges für Freiheitsstrafen von längerer Dauer als 
einerr1 Jahr, also namentlich für die Zuchthausstrafe. Der 
Sträfling, der nach erstandener Einzelhaft in Gemein­
schaftshart allmählieh zum \Viedereintri tt in die mensch­
liche Gesellschaft vorbereitet worden is t, kann für cle11 
letzten Dritteil seiner Strafzeit vorläufig · entlassen 1verclen .. 
Diese Entlassung wird nur für Sträflinge, die zu wenig­
stens 1 Jahr verurteilt worden sind, zugelassen, weil bei. 
Freiheitsstrafen unter 1 Jahr ein stufenweiser Strafvollzug 
nicht wohl möglich ist. Die Gefängnisstrafen werden. 
übrigens auch unter der Herrschaft des schweizerischen 
Strafgesetzes zum g-rössern Teile nur einige vVoche'n odCl­
:Monate dauern, so dass eine Kürzung derselben nicht 
geboten ist. 

Es frag te sich, in welchem Zeitpunkt der Sträfling· 
bedingt entlassen werden darf. Der Entwurf lässt die 
bedingte Entlassung zu, nachdem der Sträfling· zwei Dri t­
teile der Strafzeit erstanden hat, weil diese Einrichtung 
sich in mehreren Strafanstalten, so nach dem Bericht des 
Herrn Direktors Hürbin in Lenzburg, bewährt hat, wüh­
rend eine für den Sträfling günstigere Bestimmung·, wie sie· 
Luzern besitzt, nicht befriedigende Resultate ergeben bat. 

Die vorläufige Entlassung· kann von der zuständig·en 
Behörde, es wird dies die kantonale J ustizdirektion oder· 
der Reg;ierung·srat sein, verfügt werden, wenn anzunehmen 
ist, dass sich der zu Entlassende in der Freiheit ·wohl ver­
halten wird. Dieses \Vohl verhalten soll sich namentlich 
darin äussern, dass er nicht rückfällig wird. Der Entwurf 
fordert überdies, es ist dies eine von Lammasch lebhaft 
begrüsste Neuerung, dass er den Schaden, den er durch 
das Verbrechen verursachte, soweit es ihm möglich war, 
gut gemacht hat. Es muss den Geschä.digten mit Recht 
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verletzen, m:mn der Schäcliger vor der Zeit aus du Straf­
anstalt entlassen ·wird, ob1vohl er seiner Schade lersatz­
pfiicht nicht nachgekommen ist. Freilich ist es nich; jedem 
möglich, den Schaden zu ersetzen und ihn vollstä 1dig zu 
·ersetzen ; es genügt daher, dass der Schädiger den S :;haden, 
soweit es ih'm möglich war, ersetzt hat. 

Ob die Voraussetzungen einer bedingten Entlassung 
v orliegen, vermögen die Beamten der StrManstalt am 
besten zu beur teilen ; daher sind sie dar über anzuhören . 

Der Erfolg der bedingten Entlassung hängt nament­
lich von der Thätigkeit der Schutzaufsichtsvereine ab . 
Der Entwurf versucht es, nach dem Vorgange des Neueu­
burger Strafg;esetzbuches, die Verbindung der StrafLnstalts­
direktionen mit den Schutzaufsich tsvereinen eim uleiten . 
Der Strafanstaltsdirektor soll den zuständigen Sclmtzauf­
sichtsverein 1 von der bevorstehenden bedingten E111lassung 
verständige~} . Die staatliebe Anerkennung der Schutz­
a ufsicht wil:·d diese segensr eich ·wirkenden Ver ~ine zu 
freudiger Thätigkeit anspornen und sie veranlasse J , ihrer 
Drganisation erneute Aufmerksamkeit zu schenl< en und 
daiür zu sorgen, dass namentlich an Or ten, vv) Straf~ 

anstalten bestehen, ein Schutzaufsichtsverein f'Lir das Fort­
kommen der Entlassenen sorgt. 

Der Entlassene wird zur Vollstreckung des nod1 nid1t 
erstandenen Teils der Strafe einberufen, wenn er die Frei­
heit missbraucht. Dieser Ausdruck ist etwas allgemein, 
allein es entspricht der Anlage des .Gesetzes JJicht, in 
Einzelheiten einzugehen. Der schwerste Missbra 1ch der 
Freiheit is t die Verübung eines Verbrechens du ·eh den 
bedingt Entlassenen. 
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Art. 23 und 40. 

Verwahrung von rückfälligen Verbrechern. 

Art. 23. Die Verwahrung von rückfälligen Verbrechern wi rd 
:tuf 10 bis 20 Jahre verfügt (Art. 40) . Die Verwahrung findet 
in einem Gebäude statt, das ausschliesslich diesem Zwecke dient. 

Die Verwahrten werderi streng zur Arbeit angehalten. 

Art. 40. Begeht ein Verbrecher, der ·wiederholt Zuchthaus­
strafen erstanden hat, innerhalb von 5 Jahren nach Vollzug der 
letzten Zuchthausstrafe ein neues Verbrechen, und ist das Gericht 
überzeugt, dass ihn die gesetzliche Strafe nicht von weiteren 'T er­
b rechen abzuhalten vermag, so überweist. es den rechtskrä ftig 
Verurteil ten der Bundesbehörde, welche über die Verwahrung 
von rückfälligen Verbrechern entscheidet. 

Diese Behörde zieht über das Vorleben des Verbrechers, 
über seine Erziehung, seine Familienverhältnisse, seinen Erwerb, 
seine körperliehe und geistige Gesundheit, sowie über die Ver­
brechen, die er begangen, und die Strafen, die er erstanden hat, 
Erkundig·ungcn ein. Erachtet es die Behörde als unzweifelhaft , 
dass der Verbrecher nach Vollzug der Strafe wieder rückfällig 
werden würde, und erscheint es geboten, ihn für längere Zeit 
unschädlich zu machen, so ordnet sie statt der Strafe seine Ver­
wahrung· für die Zeit von 10 bis 20 Jahren an . Andernfalls 
bleibt das Urteil in Kraft. 

Nach Ablauf von 5 Jahren kann die Behörde die vorHi ufige 
F reilassung des Sträflings verfügen, wenn er zum erstenmal ver­
wahrt wird und anzunehmen ist, dass er nicht mehr rückfä llig 
werden wird. 

Von der Freilassung wird der zuständige Schutzaufsichts ­
verein rechtzeitig ben achrichtigt. 

Missbraucht der Freigelassene die Freihei t, so widerr uft die 
Behörde die Freilassung. Der Freigelassene hat in diesem Fall den 
noch nicht vollzogenen T ei l der Verwahrungszei t sofo rt zu erstehen . 

Die Ar t. 23 und 40 gehören zu den wichtigsten Be­
stimmungen des Entwurfes. Sie sehen Massnahmen gegen 
diejenigen Verbrecher vor , gegen welche die ordentliche 
Strafe ihre Wirkung versagt. 

Es giebt eine grössere Zahl von Verbrechern, welche 
die Gerichte in der sichern Überzeugung zu F reiheits-

4 
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::;trafe verurteilen, cla,ss die StrnJe, die ihnen au :'erlegt 
wird, ohne "\firkung und ohne Nutzen sein ·wird. Diese 
Thatsache ist allgemein bekannt; für die Schweiz ist sie 
aber auf Anfrage des Direk tors des eidgenössischw1 sta­
tistischen Bu1Lea,us, Dr. Guillaume, von den 21 Vorständen 
der grösseren Strafanstalten der Schweiz, unbedingt be­
stätigt worden. 1) 

Die \Vissenschaft hat sich bisher verg·eblich abg,;müht, 
eine passende Bezeichnung für diese verbreiteteVerb1 echer­
klasse zu finden und ihre charakteristischen MerkmLle mit 
juristischer Schärfe zu bestimmen. Die Gesetzgebung hat 
keine V cranlassung·, die Lösung dieses Problems abzu­
warten . Denn ·wenn es auch noch nicht gelung ~n ist, 
diese Verbrecher wissenschaftlich zu definieren, so ist es 
doch für den erfahrenen Richter und~Strafvollzug·sbE:amten 

sehr wohl möglich, zu entscheiden, ob ein Verbrecher so 
·weit g·ekommen ist, dass ihn die ordentliche Strafe von 
weiteren Verbrechen nicht abzuhalten vermag und dass 
er nach Erstehung dieser Strafe unzweifelhaft wieder 
r ückfällig werden ·wird. Bei dem einen Verbrech<:r tritt 
diese Unempfänglichkeit gegen die Strafwirkung schon 
bei dem zweiten oder dritten Rückfall ein; bei .. mdern 
lässt sie sich erst nach einer lüng·ern Reihe von Vorbe­
s trafungen mlt Sicherheit feststellen . 

\Yie soll nun der Staat gegen solche Verbrecher vor­
gehen? Dass die Anwendung der ordentlichen Straf,; nicht 
ausreicht, steht fest. Es muss daher eine andere Mass­
nahme geg·eh sie getroffen werden. Diese l\bstnahmo 
kann nach dem Urteile aller Sachkenner, und ac eh die 
Vorsteher der sclnveizerischen Strafanstalten be:::tätigen 
dies, nur in einer Ven,vahrung von langer Dauer be3tehen, 
durch ·welche diese Individuen für lange Zeit in die Un­
möglichkeit versetzt werden, Verbreellen zu begeheiL 

1) Zeitschrift fCtr Schweizer Strafrecht, 6. Jahrgang, S. 292. 
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Der Verbrecher, der für die Wirkung der Strafe unzu­
g·änglich ist, muss unschädlich gemacht werden. 

Auf diesen Erwägung·en beruhen die Art. 23 und 40. 
Der Art. 23 bestimmt die Dauer der Verwahrung auf 

10 bis 20 Jahre. Die Verbrecher werden in, einem Gebäude 
verwahrt, das ausschliesslich diesem Zwecke dient. 

Die Unschädlichmachung (ies Verbrechers kann nur 
durch seine vollständige Absonderung von der Aussenwelt 
wie von den übrigen Sträflingen erreicht werden. Es ist 

· daher für die Verwahrung von solchen Verbrechern eine 
besonde1·e Anstalt einzurichten, die von dem Verkehr ab­
liegt. Die Verwahrten werden streng zur Arbeit angehalten. 
Da unsere Bevölkerung, also auch unsere Verbrecher, 
vorwiegend der ackerbauenden KhLsse angehören, so ist 
auf die Gelegenheit zu ländlichen Arbeiten Bedacht zu 
nehmen, von denen nur diejenigen ausgeschlossen sind, 
welche wegen ihrer Gemeingefährlichkeit und ihrer N ci­
gung· zu Fluchtversuchen hinter Schloss und Riegel ge­
halten ·werden müssen. 

Die Verwahrten sollen st1·eng zur Arbeit angehalten 
werden ; doch soll jede unmenschliche Behandlung aus­
geschlossen sein. Auch in dem verwahrung·sbedürftigcn 
Verbrecher ist der Mensch zu achten. vVn,hrseheinlich 
wird eine grössere Zahl dieser Verwahr ten aus Menschen 
bestehen, die durch schlechte Erziehung und dureh Laster 
in früh0r Jug·end dem Verbrechen verfallen sind und die 
daher wegen ihrer Verdorbenheit unser Mitleid verdienen . 

Über dem Verwahrungshaus soll nicht die Inschrift 
stehen : Lasset alle Hoffnung zurück, die ihr hier eintretet. 
Die Verwahrung ist keine lebenslängliche. Ein Jahrzehnt 
verändert den Menschen nicht nur äusserlich, auch der 
innere Mensch kann ein anderer werden. Daher ist bei 
der Verwahrung auf den \iViedereintritt des Verwn,hrten 
in die menschliche Gesellschaft, nachdem er 10- -20 Jahre 
verwahrt war, Rücksicht zu nehmen. 



Da es möglich ist, dass ein Verwahrter ausnahn u::weise 
schon nach f: ürzerer Zeit eine \Vancllung erfährt tnd die 
Gründe wegfallen, ·welche ZLl seiner Verwahrung Veran­
lassung geg·eben haben, so wird eine bedingte Entlassung 
des Verwahrten nach 5jährigem Aufenthalt in der \nstalt 
zugelassen, jedoch nur, ·wenn er zum erstenmal verwahrt 
wird. 

Es 1vürde am einfaehsten sein, clen Gerichten iie Be­
fugnis zu g-eben, die Verurteilten, die sich für die ordent­
liche Strafe unzugänglich erweisen, der Verwahrung~ anstalt 
zu überweisen. Dagegen sprechen aber doch gev\ ichtige 
Gründe. Das urteilende Gericht steht unter dem Ei adruck 
des letzten Verbrechens; es ist gewohnt, die strafrechtliche 
Schuld von Persone1i festzustellen und ihnen die gesetz­
liche Strafe zuzumessen. Die Entscheidung darül>er, ob 
ein Verbrecher unsehädlieh gemacht werden mus~, kann 
nur auf Grund einer sorgfältigen Aufklärung des Vo ·lebens 
der Person und einer Untersuchung über ihre Verlültnisse 
und Eigenschaften erfolgen. Diese Thätigkeit er fordert 
Fähigkeiten und Kenntnisse, die nicht jedem Richter zu 
Gebote stehen. Wird die Entscheidung über die Verwah­
rung von Verbrechern den urteilenden Gerichtor über­
tragen , so muss entweder eine Bundesinstanz gesJhaffen . 
werden, oder diese Entscheidungen werden sehr UI Lgleich­
mässig ausfallen. ·während -einzelne Gerichte gene igt sein 
werden, die ; Verwa-l1rung in sehr zahlreiehen Fäll< m aus­
zusprechen, : etvva auch mit dem ·wunsche , dem [{anton 
die Last des Strafvollzugs abzunehmen, werden andere 
sich grundsätzlich nur selten dazu entschliessen und der 
ordentlichen Strafe regelmässig den Vorzug gebtm. E:o 
scheint cbher gebo ten , eine besondere Bunclcsbehö ~dc für 
die Entscheidung über die Verwahrung zu schaffe 1. Der 
Entwurf enthält über die Zusammensetzung dieser I :ehörde 
nichts und behält die Org~tnisa tion der Behörde einem 
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besonderen Gesetze vor. Der Verfasser nimmt aber an .. 
es sollte eine Kommission von etwa 7 Mitgliedern einge­
setzt werden, der ein ständiger Sekretär beigegeben würde, 
welcher über die rückfällig·en Verbrechen Buch führt und 
über ihr Vorleben Erkundigungen einzieht. Das juristische 
Element soll in dieser Kommission nicht überwiegen; viel­
mehr wären auch Männer l;leizuziehen, die als Arzte, Seel­
sorger, Er11ieher, Strafanstaltsdirektoren mit Verbrechern: 
beruflich in Berührung gekommen sind. Es möchte sich 
empfehlen, zu den Sitzungen den Direktor der Anstalt 
beizuziehen, in welcher der Verbrecher die let:&te Stri1fe 
erstanden hat. 

Diese Behörde würde zur Entscheidung über die Ver­
wahrung von Verbrechern berufen, wenn das Gericht den 
rech tsktäftig Verurteilten ihr überweist. 

Die Überweisung hat zur Voraussetzung: 

1. dass der Verbrecher wiederholt ZuchthausstraJen er­
standen hat; 

2. dass er innerhalb 5 Jahren nach Vollzüg der letzten 
Zuchthausstrafe sich wieder eines Verbrechens schul­
dig· gemacht hat; 

3. dass das Gericht überzeugt ist, die urteilsmüssige 
Strafe würde den Verbrecher von ferneren Ver­
brechen nicht abzuhalten vermögen. 

Die Bundesbehörde lässt ihrer Entscheidung eine ein­
gehende Untersuchung vorangehen, welche sich nicht 
sowohl auf das letzte Verbrechen, als vielmehr auf die 
persönlichen Verhältnisse des Verbrechers bezieht, nament­
lich auf: 

1. seine Erziehung, 

2. seine Familienverhältnisse, 
3. seinen Erwerb, 

4. seine körperliche und geistige Gesundheit, 
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5. die Ve1·brechen, die er bisher beganfren, unc 
. 6. die Strafen, die er erstanden hat. 

So gewinnt die Bundesbehörde einen volh.tändigen 
Einblick in die Persönlichkeit des Verbrechers und ist 
weit eher als ein Gericht imstande, die ihr voj'liegende 
Frag·e unbefangen zu entscheiden. 

Da die Bundesbehörde sich at~sschliesslich mit diesen 
Unter::;uchungen zu bef;;tssen hat und ihr nicht, ·wie den 
Gerichten, eine Fülle anderer Geschäfte obliei''t so ist cl ) 

die Ge1vähr vorhanden, dass die Behörde dies'm Erhe-
bungen alle Aufmerksamkeit widmet und sicL sowohl 
von bureaukratischer Einseitigkeit als von j urstischem 
I<'ormalismus frei zu erhalten vermag. Diese Gewähr wird 
durch eine sorg·fältige Besetzung der Behörde, die ·wohl 
dem Bund~srat zu übel'tragen ist, noch erhöht ''erden. 

Art. 24. 

f 

Arbeitsanstalt. 

Ist ein Verbrechen auf Liederlichkeit oder auf Arbeitsscheu 
des Thäters zurltckzuführen, und ist auf eine Strafe von nicht 
mehr als einem Jahr zu erkennen, so kann der Richter den 
Schuldigen statt der Strafe oder neben der Strafe fiir die Zeit 
von 1 bis 3 Jahren in eine Arbeitsanstalt verweisen. 

Die kantonalen Bestimmungen über Einweisung von Lieder­
lichen und Arbeitsscheuen in Arbeitsanstalten bleiben vc rbehalteri. 

Die meisten Kantone geben der Verwaltungsbehörde 
die Befugnis, Liederliche, insbesondere Vaganten, Bettler, 
Dirnen, wegen ihres ·wandels zur Zucht in eine Arbeits­
ansü•lt zu versetzen. Diese administmtive Verwahrung 
von Liederlichen beruht auf ähnlichen Gesicht~punktcn, 

wie die Verwahrung von r ückfälligen V crbrecltern, die 
der Entwurf vorsieht. liVährencl aber bei der V er wa.hrung 
von rückfülligen Verbrechern die Unschücllich 11achung 
als Hauptzweck der l\1assnahme erscheint und die Er-
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ziehung zur Anpassung an die Gesellschaft hier vor zurück­
tritt, wird mit der Versetzung· von Liederlichen in Arbeits­
anstalten vor allem aus eine strenge Zucht zur Arbeit 
bezweckt, wobei die Unsehädlichmachung des Liederlichen 
als wohlthätige Nebenwirkung eintritt. Demgemäss ist die 
Dauer der administrativen Verwahrung bei Liederlichen 
bedeutend kürzer als die Dauer der Verwahrung von 
rückfälligen Verbrechern, aber doch regelmässig so lang, 
dass ein Erfolg von der Massnahme erwartet wer den darf, 
also in der Regel wenigstens 1 Jahr und nicht mehr a ls 
2 bis 3 Jahre. 

Wenn auch Sachverständige, wie namentlich Ifü?'bin, 

feststellen, dass es den Arbeitsanstalten nur höchst selten 
gelingt, den Liederlichen zu einem arbeitsamen und 
ordentlichen Menschen zu erziehen, und praktisch die Un­
schädlichmachung auch hier thatsächlich die Hauptsache 
ist, so dürfte dieser ungenügende Erfolg doch hauptsäch­
lich an einer mang·elhaften Einrichtung der Arbeitsanstalten 
und danm liegen, dass da und dort, so namentlich in 
Lenzburg, die Strafanstalt gleichzeitig als Arbeitsanstalt 
dient. Jedenfalls empfiehlt es sich, den Kantonen das 
H.echt der administrativen Verwahrung von Liederlichen 
vorzubehalten. 

Der Entwurf möchte dem Richter die Befugnis geben, 
die Versetzung in eine Arbeitsanstalt neben der Strafe 
oder an Stelle der Strafe anzuordnen, wenn ein Verbrechen 
auf Liederlichkeit oder Arbeitsscheu des Thäters zurück­
zuführen ist, jedoch nur, wenn auf eine Strafe von nicht 
mehr n,ls einem Jahre zu erkennen ·wäre. Es werden näm­
lich dem Strafrichter täglich Vaganten, Bettler, Dirnen 
und .ähnliche Müssiggäng·er vorgeführt, die sich eines ge­
ringen Vergehens schuldig gemacht haben und deshnlh 
zu einer kur;r,en Freiheitsstrafe oder zu einer GdclstrG,fC 
verurteilt 11·erden müssen. Der eine hat sich na,chts iu 
ein Gebüude eingeschlichen, nm dort die Nacht zuzu-
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bringen, der andere ist in einem Hause auf dem Bettel 
ertappt worden, der Dritte hat sich eigenmüchtig Nahrung· 
verschEtfft, ein anderer hat im Hausch die öffentlicb e Huhe 
gestört oder ' einen Kameraelen misshandelt, die Dirne ha,t 
sich unanständig benommen uncl vielleicht den, clem sie 
ihre Gunst ge·währte, bestohlen. Jeder Richter weh s, dass 
die Verurteilung solcher Personen zu einer Freihei ;sstrafe 
von einigen Tagen oder ·w ochen ohne jeden Nutz m und 
daher auch zwecklos ist; er weiss auch; dass ckr Ver­
urteilte nicht lange, nachdem er die Strafe erstanden hat, 
unter ähnlichen Verumständungen wieder vor dem :Uchter 
erscheinen 1vird; denn die Quelle dieser Verbrechen, die 
Liederlichkeit und die Arbeitsscheu des Verbrechen, wird 
durch eine kurze Freiheitsstrafe nicht berührt; get enteils 
·wird der Strüfling gegeiD·I'ärtig im Gefängnis beinahe zum 
l\1üssiggang erzogen. ·wenn aber der Thäter auf längere 
Zeit, mindestens auf ein Jahr, in eine gut verwaltete Ar­
beitsanstalt verwiesen und dort verwahrt und zur Arbeit 
angehalten wird, so ist es mög·lich, die Liederlichk· ~it und 
die Arbeitsscheu durch Arbeitsweht zu bekämpfen, und es 
kommt dieser l\lassnahme jedenfalls die abschreckende Kraft 
zu, ·welche der kurzzeitip;en Freiheitsstrafe für diese Gattung 
von Leuten abgeht. Da die Versetzung in eine Lrbeits­
anstalt ·wie die G efäng;nisstrafe in Freiheitsentziehung be­
steht, so kann es dem Richter anheimgestellt werc.en, ob 
die Strafe in der Verwahrung zur Arbeit aufgeh·m soll 
oder nicht. In der Reg·el 1vird der Richter es voniehen, 
eine doppelte Freiheitsentziehung mit vcrschiedenc:m Na­
men und System zu vermeiden, und einfach st~Ltt auf Strafe 
auf Versetzung· in eine Arbeitsanstalt erkennen. 

Der Entwurf lässt die l\fassnahmen nur bei Fr·:~iheits­

strafen von nicht mehr als einem Jahre, also bei Ge­
fängnis, zu. 'No auf länger als ein Jahr, also in der Regel 
auf Zuchthaus, zu erkennen ist (die Fälle der verlängerten 
Gefäng·nisstrafe fallen hier lzaum in Betracht), da ist es 
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zwar möglich, dass das Verbrechen auf Liederlichkeit 
oder auf Arbeitsscheu zurückzuführen ist; aber dann ist 
es geboten, auf längere Zuchthausstrafe zu erkennen, 
wo ja auch ein systematischer Arbeitszwang stattfindet. 
Schwere Verbrecher gehören nicht in die ArbeitsanstaJten, 
welche die Erziehung der Insassen zur Arbeit bezwecken. 
Die Dauer der Verwahrung in einer Arbeitsanstalt is t 1 bis 3 
Jahre. Dieser Zeitra,um dürfte zur Erreichung des Zweckes 
ausreichen . 

Art. 25. 

Wirtshausver bot. 

Ist das Verbrechen auf iibermässigen Genuss von geiGtigen 
Getränken zurückzuführen, so kann der Richter dem Schuldigen 
den Besuch der Wirtshäuser für die Zeit von 1 bi s 5 Jahren 
verbieten. 

In mehreren Kantonen kann dem Schuldig·en, wenn 
sein Verbrechen auf einen übermässigen Genuss von 
geistigen Getränken zurückzuführen ist, der Besuch der 
Wirtshäuser für eine bestimmte Zeit richterlich verboten 
werden . Diese Strafe ist eine Eigentümlichkeit des gelten­
den kantonalen Strafrechts, die zu den berechtigten Eig·en­
tümlichkeiten gehört. Der Raufbold, der in angetrunkenem 
Zustand das Bedürfnis fühlt, Händel anzufa,ngen, der Un­
hold, der in der Trunkenheit seinen Geschlechtstrieb nicht 
zu bezähmen vermag, macht sich oft nichts . ~ms einer 
Geldstrafe oder aus einer kurzen Freiheitsstrafe, aber cllc 
Entziehung des Rechtes, das \Virtsh~:tu~ zu besucben, trifft 
ihn auf das Empfindlichste und beraubt ihn mancher Ge­
legenheit, seinem trunkenen Übermut die Zügel schiessen 
zu lassen. 

Freilich wird es in grössern Städten nicht möglich 
sein, das \Virtshausverbot durchzuführen. Die Richter von 
Zürich, Genf, Basel werden von dem vVirtshausverbot 



lmum Gebrauch ma-chen; aber auf dem Lande wird man 
dieses Strafmittel, das dort eine vorbeugende Kr <:tft bc­
sitä, in einzelnen Füllen w.irkcla,m anwenden. 

Art. 2ö. 

Heilanstalt für Trinker. 

Ist die Aufnahme des Trunksüchtigen in eine }I.)ilanstalt 
flir Trinker geboten, so ordnet sie der Richter auf ::rztlic!Jes 
Gutachten hin unabhängig von einer BestrlJ.fung für die Zeit von 
6 Monaten bis zu 2 Jahren an. 

Die Trunksucht ist eine Krankheit. Man ·wird. daher 
versucht sein, den Trunksüchtig·eü wie den Sdnvind­
süchtigen den Arzten zu überlassen. Allein die Trunk­
sucht ist einy gemeingefährliche und meist auch ein<; selbst­
verschuldete, Krankheit ; die Trunksucht ist die frucht­
barste Quelfe von Verbrechen. Nicht nur Schhi1"ereien 
und Unfug werden im R~ntsch begangen, Mord und To ;schlag, 
Notzucht, die Verursachung von Kalamitäten, wekhe das 
Leben von Hunderten vernichten, stehen nicht sel ten mit 
der Trunksucht des Thäters im Zusammenhang. ,Wenn es 
dem Staate obliegt, gegen gemeinget'ti,hrliche Geistedzranke 
sichernde Massnahmen zu treffen, so envächst ih:n auch 
die Pflicht, die Gesellschaft vor dem ·wahns.inn des Trunk­
süchtig·en zu sehützen. Das hat, dank der Initiative des 
unentwegten Vorkämpfers gegen den Alkoholismus, P ·ot'essor · 
Dr. August Fo1·el in Zürich, vor allen andern :3taaten 
der Kanton St. Gallen anerkannt. In seinem Ge~etz be­
treffend die Versorgung· von Gewohnheitstrinkern, das am 
29. Juni 1891 in Kraft getreten ist, 1) bestimmt St. Gallen: 

«Art. 1. Personen, welche sich gewobnheitsmässig dem 
Trunke ergeben, können in einer T rinkerheilanstalt versorgt 
werden. 

1) Das Gesetz ist abgedruckt in der Zeitschrift für Sch\vei ~er Straf­
recht, IV, 1891, S. 560. 

Art. 2. Die Dauer der Unterbring·un g beträgt in der Reg·ci 
nenn bis achtzehn Monate. In Rückfällen findet eine zweck­
entsprechende Verlängerung der Frist statt. ,. 

Die Versorgung in einer Trinkerheilanstalt erfolg t auf 
Grund eines ärztlichen Gutachtens durch Administra,tiv-

vcrfügung. 
Wenn es sich rechtfertigt, Liederliche und Arbeits­

scheue anlässlich der Beurteilung eines Straffalles durch 
richterliche Verfügung in einer Arbeitsanstalt zu versorgen, 
so erscheint es geradezu geboten, den zu Verbrechen 
eigentlich prädisponierten Trunksüchtigen in eine Anstalt 
zu versetzen, in der er von der 'rrunksucht geheilt wird. 
Es genügt nicht, den Trunksüchtigen als Liederlichen in 
eine Arbeitsanstalt zu verbring·en ; Arbeit ist zwar ein 
unerlässliches Mittel in der Behandlung von Trunksüchti­
gen, aber dieses Mittel reicht nicht aus. Es empfiehlt sich 
daher, den Trunksüchtigen in eine Heilanstalt für 'rrinker 
zu bringen, wie solche schon mehrere bestehen, so na,ment­
lich die von Forel ins Leben gerufene Anstalt in Ellikon 
im Ka,nton Zürich. 

Der Richter soll die Verfügung, durch welche ein 
Trinker in eine Trinkerheilanstalt verwiesen wird, nur 
auf ärztliches Gutachten hin treffen. 

Es würde dem Zweck der Massnahme am meisten 
entsprechen, wenn der Trunksüchtige, wie es bei dem 
gemeingefährlichen Geisteskranken geschieht, bis zu seiner 
Heilung in der Anstalt belassen würde. Dann dürfte aber 
der Trunksüchtige aus der Anstalt erst entlassen werden, 
·wenn das Gericht seine Heilung festgestellt hat. Das 
würde zu bedeutenden vVeiterungen führen. Es ·wird 
sich daher empfehlen, die Zeit der Behandlung auf das 
Gutachten des Arztes hin in der Verfüg·ung festzusetzen. 
In der Regel werden 6 :Monate für leichte Fälle und 2 
Jahre für hartnäckig·e Fälle ausreichen. 
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Art. 27. 

Geldstrafe. 

Die Geldstrafe soll den Verhältnissen des SchuJ,Iigeu ent­
sprechen. 

Der Richter kann dem Verurteilten gestatten, die Geldstrafe 
nach und nach zu bezahlen oder sie durch frei e A rheit abzu­
verdienen . 

Bezahlt der Verurteilte die Geldstrafe innerhalb dni Monaten 
oder innerhalb der richterlich bestirnmt~n Frist böswi ll i"' nicht 0 ) 

so hat er den Betrag auf richterliche Verfügung hin clu ·eh Arbeit 
iu einer Strafanstalt abzuverdienen. 

Die Geldstrafe ist neben der Freiheitsstrafe c as wich­
tigste Strafmittel. Während bei der Freiheitsstr;tfe dem 
Schuleligen durch die Entziehung seiner Freiheit Ein Straf­
leiden zugefügt werden soll, ·wird das Strafleiden bei der 
Geldstrafe durch die El1tziehung einer Geldsumme ver­
mi ttelt. Während aber die nämliche Freiheitsstrafe auf ver­
schiedene Schuldige, bei gleicher individueller Schätzung 
der Freiheit, g·leich wirkt, da alle die nämliche Einbusse 
erleiden, ergeben sich bei der Geldstrafe grosse Yerschie­
denheiten, ·weil das Vermögen der einzeln cn ni, ~ht das­
selbe ist. Zwei Personen, die den nämlichen \Ycrt auf 
das Geld leg·en, empfinden die Einbusse einer GeL:lsumnw 
von fünfziq· Franken notwendigerweise sehr ungleich,· 
wenn das Vermögen des einen 100,000 Franken betri:lgt, 
das des andern 500; und selbst bei gleichem V< ~rmögen 

und Einkommen trifft die Geldstrafe Den härter, :ler eine 
zahlreiche Familie zu ernähren hat, als den Einzdstehen­
den. Da nun aber das Strafgesetz nur dann ger,;cht ist, 
wenn es dem Schuldigen bei gleichem strafrecl!tlichem 
Verschulden, soweit es möglich ist, das gleiche Stnfleiclen 
auferlegt, so ist es ungerecht, wenn das Gesetz, wie es 
bisher meist von unsern Gesetzen geschieht, auf clio ökono­
mbebe Lage des Schuldigen keine Hücksicht nimmt. Bei der 
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lVIannigfaltigkeit der Vermögens- und Einkommcnsverhi:üL­
nisse ist es dem Gesetzgeber nicht möglich, für den Richter 
bindende Vorschriften aufzustellen, wie es von ma,nchen 
Schriftstellern vorgeschlagen worden ist. Der Gedanke, 
die Geldstrafe nach der Steuerkraft des einzelnen abzu­
stufen und den höher Besteuerten für das nämliche Ver­
gehen mit einer höhern Geldstrafe zu belegen als den 
geringer Besteuerten, setzt voraus, dass in dem Geltungs­
gebiet des Strafgesetzbuches ein einheitliches und ge­
rechtes Steuersy:stem besteht ; ·weder das eine noch das 
andere trifft aber für die Schweiz zu. Übrigens ",·ür de 
die Berechnung· der Geldstrafe nach der Steuerkraft den 
Schuldig·en zu der Annahme verleiten, es handle sich bei 
der Geldstrafe um eine Geldleistung zu gunsten des Staates 
und nicht um ein Strafleiden, das durch die Zahlung der 

Geldstrafe nur vermittelt werden soll. 
Die einfachste Lösung dürfte auch hier die beste sein : 

Die Geldstrafe soll den Verhältnissen des Schuleligen ent­
sp1·echen. Das ist die einzige Richtschnur, die der Entwurf 
dem 1\.ichter giebt . Demgemäss wird der Richter feststellen, 
in welchem Masse das Vermögen des Schuldigen gemindert 
·werden muss, damit das Strafleiden, ·welches ihm dadurch 
zugefügt wird, seinem Verschulden entspricht. B ei gleichem 

Ven;cht~lden der zu Ven~rteilenden wird der Richter die 
Geldstrafe des g·esuchten Arztes oder des beschäftigten 
All"Waltes auf das 10- bis 20fache, die des Millionärs viel­
leicht auf das 50fache des Betrages bestimmen, den er 
dem Tagelöhner zur Bezahlung a uferlegt. 

Geld kann nur Dem entzogen werden, der Geld be­
sitzt · daher kann auch nur Dem zur Strafe Geld eut-

' zogen ·werden, der welches hat. \V o nichts ist, hat der 

Kaiser sein Recht verloren. 
Darauf nimmt das geltende Recht aller Stn,aten viel 

zu wenig Rücksicht. Im J ahre 1891 sind nach den Auf­
stellungen des eidgenössischen statistischen Bureaus 7183 
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Personen nur deshalb ins Gefängnis gesetzt worckn, weil 
sie eine Geldstrafe, zu der sie verurteilt worden waren 

' nicht bezahlt hatten. Dagegen sind im Jahr 1E-91 nur 
6418 Personen durch den Richter direkt zu Gefängnis 
verurteilt wyrden. Das grösste Kontingent der Ge:'ängnis­
strü.fiinge bestand somit aus Personen, welche Geldstrafen 
absassen. 

Nun ist aber das durch die Entziehung von Ji'reiheit 
vermittelte Strafleiden g·anz anderer Art, als da~ : durch 
die Entziehung von Geld vermittelte Strafleiden. Es ist 
daher höchst bedenklich, dass Freiheitsstrafe an Stelle 
der Geldstrafe gesetzt wird, wenn der Verurteilte die Geld­
strafe nicht bezahlen kann. l\Iit Recht sieht Genf v on 
einer Umwandlung uneinbringlicher Geldstrafen in Frei­
heitsstrafen ab. 

Allein ist es wirklich rich tig, dass es in einem Jabr 
über 7000 Personen in der Schweiz glebt, weld .e ejne 
ihnen auferlegte GeldstraJe nicht zu zahlen vermögen ? 
Darüber giebt das statistische Jahrbuch von 1892, Seite 
267, deutliche Auskunft. Von den 7183 ~ogenannten :3u;:;sen­
abverclienern fallen 4093 auf den K<tnton Bern, H·98 <tuf 
den Kanton Waaclt; also über lieferten ·waadt unl Bern 

im Jahr e 1891 zusammen 5G91 zu Geldstrafen Ver .1rteiHe 
dem Gefäng·nisse, die übrige Schweiz nur. 1492 P e ·sonen,. 
also weniger als vVaaclt allein. 

Da die Kantone Born und \Vaaclt keinesvvegs die am 
wenigsten bemittelte Bevölkerung besitzen, so mms diese 
auffallende }\:rscheinung daraus erklärt werden, chss bei 
Festsetzung qer Geldstrafe auf die Verhältnisse des Schul­
clig·en nicht g·enügend Rücksicht genommen wird ur.d da,ss 

die Vollstr eckung der Gelclstmfe von diesen Kantonen 
nicht mit Ernst betrieben wjrcl. 

Eine strikte Vollstreck ung cler Geldstrafe liegt aber 
nicht etwa nur im finanziellen Interesse des Staate, son­
elern es hängt geradezu die \Virksamkeit des Strafsc.hutzes l 
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chwon ab. Wenn das Mass der Geldstrafe in jedem Falle 
den Verhältnissen des Schuldigen ang·epasst wird, so wird 
die Zahl der Verurteilten, welche eine ihnen auferlegte 
Geldstrafe nicht zu zahlen vermögen, von 7000 auf einen 
kleinen Bruchteil herabsinken. 

Der Ent\\rurf sucht die Vollstreckung von Geldstr afen 
überdies dadurch zu sichern, dass er den Richter er­
mächtigt, dem Verurteilten eine rn,tenweise Zahlung der 
Geldstrafe zu gestatten, und ihm Gelegenheit zu geben, 
den Betrag der Geldstr afe durch freie Arbeit a bzuver­
dienen. 

Es kann nämlich vorkommen, dass der Verurteilte 
die Geldstrafe nicht innerhalb der ordentlichen Frist von 
3 Monaten zu bezahlen vermag, dass es ihrn aber mög­
lich ist, . sie in längern Zeiträumen abzubezahlen. Durch 
eine ratenweise Zahlung der Geldstrafe wird das vom 
Sta~:tte durch die Geldstrafe bezweckte Strafteiden eben­
falls erreicht, und es liegt daher eine solche Massnahme, 
wo die Verhältnisse es erfordern, nicht nur im I nteresse 
des Verurteilten, sonelern auch im Interesse des Straf­
v ollzugs. 

Vielleicht ist es aber dem Verurteilten übcrhüupt 
nicht möglich, bares Geld für die Zahlttng der Geldstrafe 
zu erübrigen; aber er ist im stande, statt Geld Arbeit z.u 
leisten . Es wird dies namentlich bei zeitweilig ~:trbeits­

losen Personen der Fall sein, so z. B. bei Handvverkern, 
die nur ·während der guten JEthreszeit ständige Arbeit 
finden. ViTenn der Staat von solchen zu Geldstmfe Ver­
mteilten Arbeit an Zahlungsstatt annehmen wollte, so 
würde die Vollstreckung der Geldstrafe in nieht seltenen 
Fällen ermög·licht, wo Zahlung bisher unmöglich schien . 
Es wird nun freilich für den Richter nicht leicht sein, 
einem arbeitslosen Verurteilten eine Arbeit z u verscb n.ffcn, 
durch 1velche er die Geldstrafe abtragen kann ; aber es 
wird doch schon heute da und dor t gelegentlich ei ne 
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Arbeitsleistung des Verurteilten an Zahlungsstat1 ange­
nommen . In Bern besteht im ·winter eine Holzspalterei 
für Arbeitslose. Könnten die Kantone oder die Gemeinelen 
nicht gewisse notwendige oder wünschenswerte A ebeiten 
für diejenigen bereit halten, ·welche eine Gcldstraf<, durch 
freie Arbeit abzuverdienen wünschen? 

Für den Anfang ·wird es genüg;en, wenn dem JUchter 
die Befugnis erteilt ·wird, in geeigneten Fällen Ar Jeit an 
Zahlungsstatt anzunehmen . \Vird von dieser Befugnis auch 
nur in einzelnen Fällen wie bisher Gebnwch gema cht, so 
liegt darin der Keim für eine ·weitere Enbvicldu;.tg der 
schönen und einfachen Einrichtung, die mit der bisher 
geübten Strafarbeit unter staatlicher Aufsicht nie. ts ge­
mein hat. 

\~T erden diese Vorschriften des Entwurfs gewishenhaft 
und mit Verstündnis angewendet, so wird nur noc:h eine 
verschwindend kleine Zahl von Personen übrig· bleiben, 
die eine ihnen gerichtlich auferlegte Geldstr::tfe bei. gutem 
\;Villen nicht zu zahlen vermögen. In Bezug· am· diese 
Person_en soll das ""Wort gelten: Res s::tcra mise1 ·. Die 
Strafge·walt des Staates leidet keinen Schaden, "\V(:nn sie 
in solchen Fällen den Strafvollzug einstellt. 

Die8e Zahlungsunfähigen werden übrigens regelmässig 
Personen sein, die als Arme in einer Anstalt zu veL3orgen . 
sind. Der Richter ·wird daher Veranlassung nehmen, diese 
Vermögens- und Erwerbslosen der Armenbehörde Zl! über­
weisen . 

Gegen diejenigen aber, welche die Geldstrafe zu be­
zahlen vermöchten und sie ans bösem Willen innerh[tlb 
der gesetzlichen oder richterlich gewährten Frist uicht 
bezahlen, ist unerbittliche Strenge geboten. Geg :;n sie 
bestimmt der Entwurf : 

Bezahlt der Verurteilte die Geldstrafe innerhalb drei H onaten 
oder innerhalb der richterlich bestimmten Frist böswilli1; nicht, 
so hat er den Betrag auf riebterlicbe Verfügung bin durcL Arbeit 
in einer Strafanstalt abzuverdienen. 

/ 
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Es handelt sich in diesen F itlien nicht un1- die b isher 
übliche Umwandlung· der uneinbringliehcn Geldstrafe in 
Gefängnis, sonelern um einen richterlich auferlegten 
Zwang zur Arbeitsleistung· an Zahlung·sstatt mit Freiheits­
-entziehung. Entzieht sich der Verurteilte aus bösem 
Willen der ihm zur Strafe auferlegten Gelclleistung, so 
zwingt ihn der Sta[tt, den entsprecb enden Betrag ~lurch 

Arbeit in einer zur Arbeit eingerichteten Straf[tnstalt ab­
zuverdienen. Dieser Arbeitszwang mit Freiheitsentziehung 
dauert so lange, bis' cler Sträfl.ing einen dem Betrag der 
Geldstrafe gleichkommenden Arbeitswert geleistet hat, 
wobei die Auslagen des S taates für den Strüfl.ing in Abzng 

kommen. 
Die Berechnung des Arbeitsertrags wird durch Ver­

Drclnung des Bundesrates zu r egeln sein. 
Diese Einrichtung· wird ohne Zweifel die zu Geld-· 

strafe Verurteilten mächtig anspornen, die Gelds trafe zu 
bezahlen, und damit die Vollstreckung der Gele1str oJen 
·wirksam fördern . 

Art. 28. 

Konfiskation. 

Neben der Strafe oder statt einer Geldstrafe k ann dem 
Schuldigen das Eigentum an Gegenständen abgesprochen werden, 
die zu dem Verbrechen benutzt worden sind oder benutzt werden 
sollten, oder die durch das Verbrechen hervorgebracht worden sind. 

Gefährdet ein ·Gegenstand, der mit einem Verb rechen in 
Zusammenhang· steht, das öffentliche Wohl, so zieht ihu der 
Richter ein und lässt ihn erforderlichen Falles unbrauchbar macheu 
oder vernichten . Diese Massnahme findet ohne IWcksicht auf die 
Strafbarkeit einer Person statt. 

Es mag sich in einzelnen Fällen empfehlen, dem 
Schuldigen statt einer Geldsumme bestimmte Gegenstünde; 
die als ·werkzeuge zu dem Vcrb1:echen g·edient haben 
-oder dienen sollten, oder welche das Erzeugnis des Ver-

5 



brechens stnd, aus dem Eigentum zu entziehen, sofern der 
Schuldige bgentümer dieser Gegenstände ist. .Es kann 
dadurch der Thäter je nach Umständen empflndlicher 
getroffen werden, als durch eine Geldstrafe, uncl es wirkt 
diese Strafe auch vorbeugend. 

\~Tenn aber ein Gegenstand, der mit einem Ver brechen 
im Zusammenhang steht, das ölt'entliche \~Tohl gdührdet, 
wie z. B. unsittliche Darstellungen, nachgemachte ~\1ünzen, 
falsche Urkunden, gesundheitsschädliche Lebensmittel und 
w ·aren, so soll der Richter cle.n Gegenstand einziehen, 
~tuch ·wenn keine Person strafrechtlich verurteilt wird. 
Diese Einziehung fst keine Strafe, sonelern ei ne dem 
Richter aus Zweckmässigkeitsrücksichten übertr<l{ ·ene po­
lizeiliche Funktion. 

Ar t. 29. 

Entschädigung. 

Der Ertrag einer Geldstrafe und der Erlös aus der Ver­
wertnn~· eii:gezogener Gegenstände können dem Geschädig:ten ganz 
odet· teth;e1se auf. Rechnung der Entschädigung zuerkannt werden, 
der Verd1enstantell des Sträflings bis zur Hälfte. 

In den meisten Fällen geht der Geschi:Ldigte, clem der 
Richter eine Entschädigung zu0o·es]Jrochen hat schliesslich 

. ' . ' 
weil der V ~rbrecher nichts hat oder sich cler Zaillung: _ 
zu entziehen weiss, leer a~1s. Jeder Richter kennt die 
Verbitterung, die sich des Geschädigten benüi chtigt, 1venn 
e1· sich übe~'zeugt, dass er von dem Geld, cbs ihm die 
Gerichte zugebilligt haben, keinen Heller erhalten wird . 
Sein Unmut richtet sich dann nicht nur gegen cleu Schä­
dig·er, sonelern auch gegen clas Gericht, das ihm einen 
olmmüchtigen Beistand geleis tet und ihn mit \V or ten llin­
g·ehalten hat. 

\~Ti e schon Zü1·che1' als Bcrichtersta,tter des schweize­
rischen Juris tenvereins her vorgehoben hat, is t es Allfgabe I ,_. 

( 
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cler .Strafgesetzgebung, diesem l\lissstancle abzuhelfen. Der 
Entwurf versucht dies in verschiedener Ar t. 

Der Jlichter erhält eimmtl die Befugnis, dem Ge­
schi:Ldigten den Ertrag einer Geldstrafe und den Erlös 
aus der Verwertung eing·ezogener Gegenstände ganz oder 
teilweise zuzuwenden. Es gehört ja nicht zu dem \~Tesen 
der Vermögensstrafe, dass der Staat durch die Vermögens­
minderung des V er urteilten bereichert werde; vielmehr 
bezweckt die Geldstrafe lediglich dem Schulclig·en durch 
diese Minderung ein Strafteiden zuzufügen. Daher steht 
es dem Gesetzgeber frei, über diese \Verte zweckent­
sprechend zu verfügen . \Venn der Richter den Ertrag 
der Geldstrafe oder den Erlös aus konf-iszierten Sachen 
dem Geschädigten auf Rechnung seiner Entschädigung 
zusprechen darf, so -vvird dadurch nicht selten ein Aus­
gleich des durch Verbrechen entstandenen Schadens cla 
hergestellt werden, wo der Geschädig te so nst nichts 
erhalten hätte. 

Es ist aber in gewissem Umfange auch möglich, den 
Verurteilten selbst zur Zahlung der Entschädigung anz u­
halten. Der Sträfling, der eine längere Freiheitsstrafe zu 
erstehen hat, verdient, namentlich wenn er ein geschickter 
Arbeiter ist, öfters erheblich mehr, als sein Unterhalt 
kostet. Von diesem Überschuss wird ihm ein Anteil (pe­
culium) gutg·eschrieben, der ihm bei seinem Austritt und 
zum Teil auch während des Strafvollzuges ausbezahlt wird. 

Es kommt vor, dass Zuchthaussträfiinge die Stmfansb',lt 
mit einem kleinen Kapital v erlassen, d~Ls sie durch ihre 
Arbeit erworben haben . Auch an diesem Verdienstan teil 
soll dem Geschädigten ein Recht eingeräumt werden 
können. Es würde aber, wie Hürbin dem Verfasser über­
;~,eugend clargeleg·t hat, nicht zweckmässig sein, den Ver­
dienstanteilganz zur Deckung des En tschädigungsanspr uchs 
verwenden zu lassen; denn der Sträfling w ürde claclurcl1 

jeder Hoffnung auf den Gewinn seiner Arbeit beraub t und 
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entmutigt, und es würde ihm bei seinem Austritt aus der 
Stru.fanstalt : schwer fallen, ohne einen Sparpfenuig- fort­
zukommen . . Daher darf der Hichter dem Geschädig-ten den 
Verdienstanteil des Sträflings nur bis zur Hälfte zuer:k:emien. 

Diese Neuerung dürfte da11u beitragen, die Verwirk­
lichung der 1 Sehaclenersatzansprüche aus Verbrechen zu 
fördern und das Vertrauen in die staatliehe Strafrechts­
pflege zu heben. 

Art. 30. 

Entziehung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit. 

Während cleil Vollzuges der Zuchthausstrafe ist der :3träfling· 
in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit eingestellt. 

Hat sich jemand durch ein Verbrechen des öffentliclien Ver­
trauens in hohem Grade unwürdig gemacht, so entzieht 'ihm der 
Hichter die bürgerliche Ehrenfähigkeit für die Zeit von 5 bis 
15 Jahren. Bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe fällt die Strafzeit 
nicht in Berechnung. 

Diese Massnahme kann auch gegen einen Schweizer statt­
finden, der im Ausland weg·en eines Verbrechens verurteilt 
worden ist. 

Die bUrgerliehe Ehrenfähigkeit umfasst die Fähigkeit, zu 
stimmen und zu wählen, zu einem Amte gewlihlt zu werden, 
ein Amt zu bekl eiden un d die Wehrp flicl1t auszuüben. 

Die Entziehung der bLirgerlichcn Ehrenrechte eignet 
sich nicht als Strafi11ittel; sie is t dem gemeinen Verbreeller 
gleichgültig; ,der besser gesinnte empfindet sie n,ls eine 
unerhörte Schmach. Das Strafrecht kann aber doch 
nicht darauf verzichten, dem Schuldig·en die bürgerliche 
Ehrenfähigkei;t zu entziehen, wenn er sich dieser Ehren­
rechte unwürdig gemacht hat. In diesem Fall stell !; sich 
die Entziehung nicht sowohl als Strafe, denn als pJlizoi­
liche l\Iassnn,hme dar . Da die bürgerliche Ehronfiihig-keit 
die Fähigkeit urnfa,sst, zu stimmen, zu wählen, zu einem 
Amt ge\l'ühlt zu I·Yerden, es ;~,u bekleiden, die \Yehrpfiicht 
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auszuüben, so wird die Gesamtheit durch die Entzielm~1g­
da.vor bewahrt, dass bei \iVahlen und Abstimmungen Un­
würdige n1itwirken oder gar zu Ämtern ge·wählt 1verden, 
oder dass einem V er breeher die \iV affe des IV ehrmannes 
<:tn vertraut wird. 

Um die Zuchthausstrafe vori. der Gefängnisstrafe scharf 
zu scheiden und sie als entehrende Strafe zu kennzeichnen, 
wird der Sträfling während des Vollzuges der Zuchthaus­
strafe in der bürg·erlichen Ehrenfähigkeit eingestellt. 

Im übrig·en ist die Entziehung der Ehrenfähigkeit 
auch mit der Zuchthausstrafe nicht obligatorisch ver­
bunden; aber sie kann neben Zuchthaus- und Gefängnis­
strafe auf die Dauer von 5 bis 15 Jahren verhängt werden, 
wenn sich jemand durch ein Verbrechen des öffentlichen 
Vertrauens in hohem Grade unwürdig gemacht hat. Dar­
über entscheidet keineswegs die Schwere des Verbreehens. 
Ein in zorniger Aufwallung begangener Totschlag macht 
den Thäter nicht ehrlos; <:tber kupplerische, wucherliche, 
grob unsittliche Handlungen sind mit dem Aktivb ürger­
recht unverträglich. 

Die Entziehung· der bürg·erlichen Ehrenfähigkeit is t 
auch gegen eil;en Schweizer statthaft, der im Ausland 
wegen eines Verbrechens verurteilt worden ist, sofern er 
sich der Ehrenrechte des Bürgers ch"Ldurch un'.Yürcllg ge­
macht hat. 

Art. 31. 

Amtsentsetzung. 

Hat sich der 'fhliter durch ein Verbrechen des Amtes, das 
er bekleidet unwiirdig gemacht, so entsetzt ihn der Richter des 
Amtes und' erklärt ihn fiir ein·e Zeit von 5 bis 15 Jahren zu 
einem Amte nicht wählbar. Bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe 
fällt die Strafzeit nicht in Berechnung. 

Die nämlichen Gesichtspunkte, welche für die En t­
ziehung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit massgcbend sind, 
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tr effen aL1cl·1 .f 't··l l ' cl1'e A t. t t . - m sen se ~ung zu. Der Beamte wird 
:semes Amtes entsetzt, wenn er sich des Amtes JJUwürdi·'· 
gemacht l1at. Ob ein solcher Fall vorliegt, entscheide~ 
der Richter nach pflichtgemässem Ermessen. \Ver sich 
des einen Amtes unwürdig gemacht luLt, ist auch eines 
andern Amtes unwül'dig. Daher erklärt der Richter cleu 
Abgesetzten für eine Zeit von rs bis 15 .Jahren >:u einem 
Amte nicht wählbar. 

Art. 32. 

Entziehung· der Ermächtigung, einen Beruf oder ein Gewerbe 
auszuüben. 

. Hat qer Thllter dnrch ein Verbrechen die Pflichte n ues ße­
:·ufes oder Gewerbes, zu dessen Ausübung er staatlich ermächtio·t 
Ist, grob verletzt, und liegt die Gefahr weiteren Missbrauches Yo~· 
so untersap-t ihm der Richter die Ausübung des Bemfes ode;. 
Gewer~es . ftir die Zeit von 1 bis 15 Jahren. Bei Vc l'urteilung· 
zu F reJhCJt.sstrafc fällt die Straf;.:cit nicht in Berechnung. ~ 

Die staatliche Ermächtigung, einen Beruf oder ein 
Gewerbe auszuüben , en tzieht der B.ichter einem Schul­
digen, ·wenn derselbe die Pflichten seines Berufes oder 
Gewerbes grob verunchlässlg t und weiterer l\'Lis >brauch 
Yon ihm zu befürchten ist. Dieses Verbot trifft den In" 
haber eines Berufes oder Gewerbes in gegemvärti:~·er Zeit 
besonders sch1ver, da die Ausbildung zu den ii~- Frage 
stehenden Berufen und Gewerben sehr bedeutend:: Opfer 
an Zeit und Geld erfordert und die weit fortgesc 1rittene 
Ar beitsteilung den Übertritt zu einem andern Berufe 
ausserordentlich schwierig macht, indem beinahe jeder in 
seinei11 Berufe oder Gewerbe Speci::tlist ist. E:; kan n 
daher ein solches V erbot den ökonomischen Ruin des Be­
troffenen nach sich ziehen. 

Als Strafe würde sich desh::tlb das V er bot uich1: recht­
fertig·en lassen. Der Ent\ntrf wendet es gegen P(a·sonen 
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an, ·welche die Gesellschaft üt der Ausübung· clcs iluJE'll 

a nvertrauten Berufes oder Gewerbes andauernd gefül1rclcn, 
und von diesem Gesichtspunkte aus dürfte die JYiassn::thme 
Jücht zu beanstanden sein. Der gewissenlose A1:z t, cler 
leichtfertige Apotheker, die nichtsnutzige Hebamme; der 
unredliche Anwalt, der trunksüchtige Droschkenkutscher 
sollen ihren Beruf nicht weiter a usüben dürfen. 

Art. 33. 

Entziehung der elterlichen oder vorm undschaftlichen Gewalt. 

Hat sich jemand durch ein Verbrechen der elterliehen od:r 
vormundschaftlichen Gewalt unwüruig g·emach t, so entzieht s1e 
ihm der Richter für die Zeit von 1 bis 15 Jahren. Bei Venn·­
t eilung· zu Freiheitsstrafe fällt die Strafzeit nicht in Berechnung. 

Diese Bestimmung bedarf keiner Begründung. 

Art. 34. 

Öffentliche Bekanntmachung des Urteils. 

Der Richter ordnet die Ver0ffentlichung des Strafurteils in 
dem amtlichen Blatte und in einer oder mehreren Zeituugen au, 
sofern das öffentliche Interesse oder das Interesse des Verletzten 
es erfordert. 

Ebenso ordnet der H.ichtcr die Veröfrentlichung eines frei­
sprechenden Urtei ls auf Staatskosten an, wenn das öfrenllichc 
Interesse oder das Interesse des Freigesprochenen es erheischt. 

Die Veröffentlichung eines verurteilenden wie eine::; 
fi:·eisprechenden Erkenntnisses kann im öffentlichen Inter­
esse liegen. Es soll aber der Richter die Veröffentlichung 
des verurteilenden Strafurteils auch anordnen, wenn das 
Interesse des V er letzten es erfordert, und er soll das frei­
sprechende Urteil, und zwar auf Staatskosten, ver öffen t­
lichen, wenn das Interesse des Freigesprochenen es er­
heischt. Die Notwendigkeit einer Veröffentlichung fr ei­
sprechender Erkenntnisse scheint bisher übersehen wor-
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den :zu sein, und doch liegt es klar :zu 'l'agß, dass 
derjenige, der irrtümlich eines Verbrechens angekla.gt 
worden ist, durch die :E'reisprechung noch nkht g·e­
nügend rehabilitiert ist; denn von der strafrechtlichen 
Verfolgung, die gegen ihn eingeleitet . wurde, hab:;n vor­
anssichtlich viele Personen erfahren, denen die sei therige 
Freisprechmw unbekannt geblieben ist. Daher ist es 
Pflicht des S,taates, den unschuldig Angeklagten vor jeg;­
lichem Verd~chte zu bewahren und a,lles zu thun, was 
in seiner l\1rucht ist, um die Nichtschuld des Angel~lagten 
zur öffentlichen Kenntnis zu briügen. 

Art. 35. 

Sicherheit gegen Begehung angedrohter oder beabsiC!htigter 
Verbrechen. 

Liegt die Gefahr vor, dass jemand ein Verbrechen, mit 
dessen Begehung er gedroht hat, ausführen wird, oder verrät 
jemand, der wegen eines Verbrechens, insbesondere wegen eines 
Verbrechens gegen den Körper oder die Ehre einer PcrSll11, ver­
urteilt wird, die Absicht, das Verbrechen zu wiederholen, so 
kann ihm der Richter. clas Vers1'>rechen abnehmen, clas Ver Jrechen 
nicht zu begehen, und ihn anhalten, für die Erfiillung d·:s Ver­
sprechens angemessene Sicherheit zu bestellen. Venvei:sert er 
clas Versprechen oder leistet er die Sicherheit innerhalb .Jer be­
stimmten Ji'rist böswillig nicht, so kann er bis zur Leistung des · 
Versprechens und der Sicherheit in Haft gehalten werden, jedoch 
nicht Uber 1 Jahr. 

liV enn twch die Fricdensordnung· längst untergeg:1ngen 
ist und eine Friedensbürgschaft im Sinne des Mittelalters 
nicht mehr eingeführt werden kann, so verdient doch der 
Gedanke der Friedensbürgschaft seiner Zweckmäs~igkeit 
wegen von dem modernen Recht wieder zu Ehren ge­
zobcn zu werden. 

! 
Es kommt nicht selten vor, dass jemand ·wegen 

Drohungen b~straft wird, deren Ausführung, ungeLchtet 

7.'3 

der Bestrafung .des Drohenden, ernstlich :zu befürchten ist; 
es verrät auch zuweilen ein Verurteilter die Absicht, dt~s 
Verbrechen, wegen dessen er bestraft .. wird, zu 'Nieder­
holen, namentlich um sich an dem Anzeiger zu r ächen. 

• Bisher steht der Richter solcher Gefahrde machtlos gegen­
über. Der Entwurf giebt ihm das Recht, von solchen 
Personen das Versprechen abzufordern, dass sie ihre 
Drohung· oder ihre Absicht nicht verwirklichen, und sie, 
wenn nötig·, mit Exekutivzwang, anzuhalten, für die Er­
füllung des Versprechens Sicherheit zu leisten. 

Diese vorbeugende 1\'Iassnahme dürfte, wenn sie in 
geeigneter \ fiT eise angewendet wird, von erheblichem 
Nutzen für die Strafrechtspflege sein. 

St1'af1nass. 

Ar t. 36. 

S trafzumess un g. 

Bei Bemessung der Strafe zieht der Richter namentlich auch 
die Beweggriincle, das Vorleben und die persönlichen Verlüiltnis~c 
des Thäters in Betracht. 

Wührencl das mittelalterliche Stmfrecht zwischen ehr­
lichen und unehrlichen Sachen unterschied und damit die 
Strafsachen im Grunde nach dem Motiv einteilte, wird das 
Motiv im neuern Strafrecht viel zu wenig berücksichtigt. 
Der Richter soll namentlich in Betracht ziehen, ob der 
Thäter das Verbrechen aus g·emeinen oder aus nicht 
gemeinen Beweg·gründen begangen hat. Auch das Vor­
leben und die persönlichen Verhältnisse des Thäters fallen7 

wie namentlich ·weLch betont hat, für das .i\I:l,SS der Strnfe 

ins Gewicht. 
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Art. 37. 

Strafmilderung. 

Die Strafe kann gemildert werden : 
'Venn der Schul dige das Verbrechen 

ahs cdeln Beweggründen, 
in schwerer Bedrängnis, 

· upter dem EiliClruck einer Drohung oder des Befehls einer 
' Pers on, von der er abhängig ist, 

irr dem Walme, er mache sich keiner strafbaren Handlung 
schuldig, 

begangen hat; 

Wenn er aufrichtige Heue i.iber das Verbrechen be thätigt hat; 
Wenn die Verjährungsfrist nahezu abgelaufen is l: (A rt . 44). 

Der Entwurf sieht Yon allgemeinen l\1ilderungsg-ründen 
ab, da diese französische Einrichtung mit Rücksicht auf 
die zu hohen Stmfsät%!? des französischen Strafges·3tzbuches 
berechtigt 1var, während hier eine Veranlassung hierzu 
nicht vorliegt. Der Entwurf stellt aber eine Anahl be­
stimmter Milderungsgründe auf, und zwar sind diese 
l\1ilderungsgründe für den Richter nicht durchaus bindend; 
er kann sie berücl~sichtigen. Es sprechen allerdiug·s manche 
Gründe dafür, den Richter in diesen Fällen zu der Milde­
rung der Str:1fe zu verptlichten. Der Entwurf hat dem 
Richter freie Hand gelassen, weil die Richter ja olmehin 
meist zur Milde neigen und es vorkommen kann, dass ein 
.B'~ül sich trotz des Vorlieg·ens eines l\Iüclcrungsgrundes 
sehr schwer gestaltet. 

Es entspricht dem Rechtsbewusstsein cle:; VoJ:<es; da;;s 
derjenige, der aus edeln Be\\·eggründen; z. B. aus 1\Jitleid 
ocler aus Ehrgefühl, ein V erbrechen begangen hat, milder 
bcui'teilt wird; auch No t und :;chwere Bedrängnis verdienen 
Berücksichtigung. \Ver unter dem Eindruck einer Drohung 
handelte, der besass die Freiheit der Entschliessung nicht 
durchaus; dasselbe gilt für den, der dem Befehl c :nes Vor­
gesetzten gehorchte. Die irrtümliche Annahme, Pine ver-
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brechefische Handlung sei nicht strafbar, wird öfter::; a.nf 
mano·elnde oder verminderte ZurechnungsüLhigkeit hin­

weis:n ; ·sie kann a.ber a.uch auf Rechtsunwissenheit ~md 
auf einem Mangel an Einsicht in die Lebensverhältmssc 
beruhen und Milde bel'tn:;pruchen. Die thätige Reue be­
kundet eine dem Verbrechen entgegenwirkende Gesinnung 
des Thäters. ·wenn endlich der Ablauf der Verjährungs­
frist die Strafe aufhebt, so rechtfertigt es sich, cb:;s cler 

· annähernde Ablauf der Verjährung;sti:ist das volle l\Ia:;s 
der Strafe a,usschliesst. 

Art. 38. 

Wirkung der Strafmilderung. 

Ist die Strafe zu mildern, so erkennt der Iüchter auf: 
zeitliches Zuchthaus statt lebensHingliebem Zuchthaus, 
Zuchthaus oder Gefängnis von 1 bis 5 Jahren statt Zu~ht -

lJaus von 5 bis 15 Jahren, 
Gefängnis von 6 Monaten bis J Jahren stat t ZuchthauR von 

1 bis 5 Jahren, . 
. Gefängnis von 8 Tagen bis 1 Jah r sta tt Gefl:iugms Yon 1 

bis 5 Jahren, 
Haft (A rt. 00) oder Geldstrafe statt Gefängnis. 

Art. 38 bestimmt die l ''iTirkungen der Strafmilderung. 
Die Milderung besteht teils nur in einer Hera,bsetzung des 
Strafmasses, meistens aber a,uch in der Zulassung einer 
milderen Strafart. Über das l\iass der i'viilderung sind 
verschiedene Ansichten möglich. Es 'Wurde Yersucht, im 

Art. 38 die richtige Mitte zu lH.tlten. 

Art. 3~1. 

Straferhöhung. 

Die Strafe soll das mittlere Strafmass übersteigen : . 
Wenn der Schuldige das Verbrechen aus niederträehtJg~r 

Gesinnung, insbesondere aus Bosheit, Hoheit, Hinterlis t; Uac!J -
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sucht, HabSucht, Schadenfreude, oder aus Lust am y ,lrbrechen 
begangen Hat; 

Wenn der Schuldige während der 5 Jahre, die der :Begehung· 
des Verbrechens vorangegangen sind, in der Schweiz oder im 
Ausland eine }~reiheitsstrafe wegen eines gemeinen Ve:·brechens 
erstauuen h~lt und nicht gesetzliche llfilderungsgrlinde vorl iugen 
(Art. 37 u. a. ). 

Der Entwurf sieht von Strafschärfung ab . Er ,g·ebietet 
aber dem Richter, in z:;wei Fällen die Strafe über das 
mittlere .i\{ass der Strafe hinaus zu bestimmen, :nämlich 

1. 1venn der Verbrecher a,us niederträchtiger Gesin­
nung· gehandelt hat und 

2. 1venn er sich im Rückfall befindet. 

Die niedert1·ächtige Gesinnung, die den Thäter bei 
seinem Verbrechen leitete, verdient durch höhere Strafe 
ausgezeichnet zu werden. Es ist dies neuerdings mit Recht 
von einem Nichtjuristen als ein Postulat des modernen 
Strafrechts hingestellt worden und es entspricht dem Ge­
rcchtigkeitsgefühle des Volkes, das unterscheidet, ob ein 
Verbrechen aus Bosheit, Roheit, Hinterlist, Rachsucht, 
Schadenfreude oder aus einer augenblicklichen Verirrung 
hervorgegang·en ist. 1N enn auch Habsucht als Beispiel 
niederträchtiger Gesinnung angeführt wird, so ist d::trunter 
nicht schlechtweg Eigennutz:; und Gewinnsucht :m ver~. 

stehen, sondern im Einklang mit dem Sprachgebrauch ein · 
gewohnheitsmässiges Str eben mtch fi.·emdem Gut. Dbemll 
ist: entscheidend, ob der Beweggrund eine niederträch tige 
Gesinnun g c~es Thäters verrüt. 

Es kommt auch ·vor, dass jemand ohne bestmmten 
Beweggrund, aus blosser Lust am Verbrechen, sti'afbare 
Handlungen begeht. Die anarchistischen Verbrechen kenn ­
zeichnet diese Lust am Verbrechen in Verbindung mit 
ein er demonstrativen Verachtung der staatl ichen Rechts­
ordnung. Auch in solchen Fällen soll der Richter da::; 
mittlere Strafmass als Minimum betrachten. 
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Rückfall liegt nach dem Entwurf vor, 1venn der 
Schuldige während der 5 Jahre, die der Begehung des 
Verbrechens vorangegangen sind, in der Schweiz oder im 
Ausland eine Freiheitsstrafe wegen eines gemeinen Ver­
brechens erstanden hat. 

Es fallen · also für den Rückfall alle V erbrechen und 
nicht nur gleichartige in Betracht; nur die politischen 
Verbrechen werden ausgenommen. Die Erfahrung lehrt 
nämlich, dass der verbrecherische Mensch, abgesehen von 
einer Anzahl Specialisten des Verbrechens, die meistens 
Grossstädte aufsuchen, sich nicht auf eine einzelne Gattung 
von Verbrechen beschränkt, sondern je nach Gelegenheit 
und Antrieb bald dieses, bald jenes Verbrechen begeht. 
Der Vag·abund bettelt; bietet sich Gelegenheit, so stiehlt 
er; im Rausch wird er gewaltthätig, misshandelt, raubt, 
notzüchtigt Daher soll auch Der höher bestraft werden, 
der ve1·schieclene V erbrechen nacheinander begeht. 

·Vorausgesetzt vvird aber, dass der Verbrecher wegen 
des früheren Verbrechens verudeilt worden ·war, und 
dass zwischen der Erstehung der Strafe und der Begehurig 
des neuen Verbrechens ein Zeitraum von weniger als 5 
Jahren liegt. Die höhere Strafbarkeit des Rückfalls recht­
fertigt sich namentlich mit Rücksicht darauf, dass der 
Verbrecher die ernste Mahnung, die der Staat durch den 
Strafvollzug ßn ihn gerichtet hat, unbeachtet liess. Aus 
diesem Grunde wird auch eine sogenannte Verjährung 
des Rückfalls zugelassen; die Verjährungsfrist wird auf 
5 Jahre bestimmt. 

Auch das Verbrechen, das im ALtsland begangen 
wird, begründet Rückfall. Der Verbrecher nimmt keine 
Rücksicht auf die Landesgrenzen; er wandert mit Vorliebe 
und ·wechselt oft den Aufenthalt, um sich den K ach­
forschungen der Polizei zu entziehen. Es wurde eine Ver­
kennung der Aufgabe der Strafrechtspflege sein , wcnll 
das Gesetz dem Verbrecher nur die im Lande began genen 



V er breehe11 f ür clcu Iütcl.;:f<lll <Lnrcclmcn w ürcle. Ein G c­
wolmheitsverbreehel·, der :0um_ erstcnm:ü in üer Sehwciz 
bestraft wird, müsste in diesem Falle als crstm;Lls V cnu·­
teilter belw.nclelt werden, obwohl sein Strafr eg-i::;ter zahl­
reiche im Ausland erstandene Vorstrafen n.nfwcist. Die 

Schweiz erweist keineswegs et·wa nur dem Auslnnd einen 
Dienst, wenn sie solche Verbrecher als :RückLi.llige be­
handelt, sonelern sie wendet _diejenige Strafe gegen den 
Schuldigen an, die er im Interesse des :Rechtsschutzes 
verdient. 

Der Entwurf behandelt den :Rückfall scheinbar sehr 
milde, indem dem :Richter lediglich geboten ·wird, bei Be­
stimmung der Strafe clas mittlere Strafmass zu über­
schr eiten. 

In Wirklichkeit ist aber diese Vorschrift streng·er als 
die Bestimmungen der zahlreichen kantonalen Stntfgesetz­
bücher, welche Strafschi:trfung zulassen, ~Lber nicht vor­
schreiben . ' Der erste :Rückfall darf übrigens ni :,ht allzu­
streng behandelt werden. Setzt der Rückfällige nach 
Erstellung, der . Strafe seine verbrecherische T'hätigkeit 
fort, so findet der Richter in dem Art. 40 eine fe:Jte Hand­
habe gegen den fortgesetzt :Rückfd.lLigon . 

Ar t. 40. 

Art. 40 ist in Verbind ung mi t Art. 20 behandelt woi·­
den (Seite 49). 

Art. 41. 

Zusammentreffen von Freiheitsstrafen. 

Steht jemand wegen mehrerer mit FreiheitsstrafE bedrohter 
Verbrechen in Untersuchung, so beurteilt ihn das sch .veizerische 
Gericht, welches flir das schwerste Verbrechen zuständig ist . 

Hat er mehrere Freiheitsstrafen verwirkt, so wird er zu 
der Strafe des schwersten Verbrechens verurteilt, d ie r.ngemessen 
erhöht wird . 

Die Strafe des schwersten Verbrechens fi ndet auch Anw m ­
dung, wenn jemand, der zu Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, 
vor .dem Yollzuge derselben wegen eines vor dieser Verurteil ung 
begangenen Verbrechens Freiheitsstrafe verwirkt hat. 

, Die neben den F reiheitsstrafen vorgesehenen Strafen oder 
1\fassnahmen finden unbeschränkt Anwcnünng. 

Die sogenannte Ideal- und Realkonkurrenz is t ein 
Lieblingsthema der rrheorctiker des Strn.frechts. Die Wis­
senschaft ist aber ü])er den BegTifi und clas \Vesen der­
selben noch nicht einig. 

DCl' Verfasser des Entwurfs fasst nur die prak tische 
Sei te des Verhältnisses ins Auge. 

\Venn jemand durch eine gleichzeitige oder ;:;eitlieh 
unterbrochene v erbrecherische Thätigkeit mehrere Ver­
brechen begangen hat, so würde er, wenn das Gesetz 
nichts anderes bestimmt, zu den Strafen zu verurteilen 
::;ein, die das G-esetz auf diese Verbrechen androht . Weun 
das Gesetz Freiheitsstrafe anf diese Verbrechen androht, 
so ergäbe sich aber ein Stni.fmass, das den Zwecken der 
Strafrechtspfieg·e nicht entspricht ; denn die Freiheitsstr afe 
wird für den Sträfling· mit der längeren Dauer empfind­
licher. Das klassische schweizerische Beispiel für die l:Jn­
zweckmässigkeit und Ungerechtigkeit des Zusammenr cch­
nens gleichzeitig· verwirkter Freiheitsstrafe ist der F all des 
Thali, der ·wegen einer :Reihe von Diebstählen von ver­
schiedenen kantonalen Gerichten zu Freiheitsstrafen v er­
ur teilt worden ist, deren Dauer seine vor aussieh tliehe 
Lebenszelt bedeutend übersteigt. 

Für diese sämtlichen Diebstähle 1vür cle eine Gesamt­
strafe von 10 .Jahren Zuchthaus jedenfalls ausreichen. 

Um solchen Ungleichheiten vorzubeugen, erklärt der 
Entwurf für den Fall, dass jemand weg·en mehrerer wit 
Freiheitsstrafen bedrohter Verbrechen in Untersuchung· 
steht, das schweizerische Gericht als zusti::i.ndig, '''clches 
das schwerste Verbrechen zn beurteilen hät te. 



Die meis ten kan tonalen StrafgesetzbLlcher oder Straf­
prozessordn nngen enthalten für ihr kantonales Gebiet eine 
entsprechende Vorschrift. · 

Diese prozessualische Bestimmung· dürfte konstitutio­
nellen Bedenken kaum begegnen. 

Wird ein einheitlicher Gerichtsstaud für diesen FaJ 1 
begTünclet, so ü;t es möglich, für die sämtlichen Verbrechen 
auf eine Gesamtstrafe zu erkennen. Der Entwurf bestirnrnt 
als Gesamtstrafe die Strafe des schwersten Verbrechens 
wobei die übrig·en Verbrechen straferhöhend [n Betrach~ 
fallen . 

In Übereinstimmung· mit den meisten kantonalen Straf­
gesetzbüt'.hern soll auf eine Gesamtstrafe aueh erkanllt 
werden, 1 wenn jemand, der zu Freiheitsstrafe ,;erurteilt 
worden ist, vor dem Vollzuge derselben weo·en eines vor 
dieser Verurteilung begangenen Verbrech~ls Freiheits­
strafe verwirkt hat. 

Im übrigen erscheint eine Abweichung· voll der Regel 
nicht geboten. Es sollen daher die neben den Freiheits­
strafen vorgesehenen Strafen oder Massnalunen unbe­
schrünkt An·wenclung finden . 

Art. 42. 

Strafanrechnung. 

Die Untersuchungshaft kann dem Verurteilten ganz oäer 
teilweise auf die Strafileit ang·erechnet werden . Dcl' Aufenthalt 
des Sträliings in einer Heil- oder Pflegeanstalt g·i!L als Straf­
vollzug. : 

Die Anrechnung der Untersuchungshaft auf die StnLt~ 
zeit ist ein Gebot der Gerechtigkeit, wenn die Untersu­
chungshaft durch Umstände verlängett worden ist, an 
denen der Verurteilte keine Schuld tr'Lo·t so z B 

c t:> , " · • wenn 
clas Schwurgericht während b ngerer Zeit keire Sitzung 
nbh<dt, oder wenn die Unters uchung gegen 1\li;:::;chulclige 

'· 
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lange Zeit in Anspruch nahm. Doch ist es nicht vvohl 
mög·lich, clie einzelnen Fälle im Gesetze fest a,bzuschliesscn. 

Dass der Aufenthalt des Sträflings in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt dem Sträfling als Strafvollzug anzurechnen 
ist, bestimmen auch die kantonalen .strafgesetzbücher. 

Wegfall der Stmfe. 

Art. 43 . 

Tod und unheilbare Geisteskrankheit. 

Die Strafverfolgung· und der Strafvollzug fallen weg·, wenn 
uer Schuldige stirbt oder unheilbar geisteskrank 'wird. 

I 

Stirbt der Verbrecher, so ist vvecler eine Stncfvcr-
folgung noch ein Strafvollzug gegen ihn möglich. Die 
Mehrzahl der Strafgesetzbücher schliesst jedoch die straf~ 

tilgende Wirkung· des Todes aus, wenn jemand zu einer 
Vermögensstrafe verurteilt worden ist und vor dem Voll­
zug· derselben stirbt: In · diesem Fall wird die Voll­
streckung der Strafe gegen die Erben zugelassen. Diese 
Ausnahme beruht auf einer mangelhaften Einsicht in das 
IiVesen der Strafe. Die Strafe, also auch die Vermögens­
strafe, bez1veckt, dem Schuleligen durcb Entziehung von 
Rechtsgütern ein Leielen zuzufügen. Winl der Schuldi ge 
zu einer Vermögensstrafe verurteilt, so soll dieses Leicl en 
durch eine Minderung seines Vermögens vermittelt werden. 
Da dem Schuldigen nach . seinem Tode in keiner \1\T eise, 
auch nicht durch Minderung seines Vermögens, ein Leiden 
zugefügt werden kann, so muss sich die straftilgende 
\iVirkung des Todes auch auf Vermögensstrafen erstrecken. 

Der Entwurf stellt daher die ausnahmslose Regel auf: 
Die Strafve?'f'olgz&?ig und der Strafvollzug fallen weg, wenn 

cle1· Schuldige stirbt. 

Der Entwurf schreibt auch der z&nheilbaren Geistcs­

k1·anlcheü des Schuldigen die nümli.che \Virkung wie ücm 
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'l'ode zu; denn auch der unlJer'lbflr 1u 
LV vv nhnsinnigc ist für 

ein · Stratieiden nicht zugünglich. 

Art. 44. 

Verjährung der Strafverfolgung. 

Der Schul~ige wird nicht mehr verfolgt : 
wenu er cm Verbrechen bug·:w ]·· t d . 

lichcm Zuchthaus bcdrol t . t ,d. ge~ l,t ' as rrut lebensläng-
1 t· . J JS ' un seJt der Beo·ehuJw d . d . 
e zten VerfolO'uJwshandluniY 20 J b . b . ,<> .• o o CJ Cl 

. o. o o a t e a gelaufen mnd· 
wenn er CJU Verbrechen beo·an . 1 t d . ' 

Zuchthaus bedroht I·st tl d .t bd gen . Ia ' as Inlt zeitlichem 
' n se1 er Begeh 1 d Verfo lgungshandlung 12 Ja] . . b 1 f ~ng oc <!r er letzten 

. ' ll c a ge au en smd · 
wenn er em Verbrechen began . l t d ' . 

Strafe als Zuchthaus bedroh ist· gdcn ~at d' as rmt einer andcrn 
1 ' ' un SOl er Dco·elm . 1 1 ctztcn Verfolo·ungshandluno· 3 J l . b . . " . . ng oc er c er 

0 o alle a gelaufen smd. 

"""' Die V~rjührung der Strafverfolgung findet ihre Be-
;:,I undung m der heilenden Mncht der Zeit d' ' ·1 
Strafbe 1·· i' · d "' ' rc auc 1 das 
• c . c urms os Staates erlöschen l '.L"s·t 1-r " · - . l - · ·.. . c" • v OI.cLUtOseczun n· 
c er Vel]<~hrung rst daher lcdir>·lich der· A 'Jl'1llf' .b . t · .o F' . . . . " o .. ' , es m1mter 

usten, ehe der Entwurf nach der Bcdeutmw des V "-
brechens1 nbstuft. ,, . er 

Die Dauer der F ristor· d · 
~ • 1 1" ur c 1111 Anschluss 1· 

l\.anLonaleu StruJc.:·esetzbu .. clJei" bo 1. t <tn c.uc 
V , . , s ] 111111 . , 

Art. 45. 

V erjährung des Strafvollzugs. 

Die Strafe wegen eines Verbrechens wird niclJt mehr voll­
zogen, wenn der Schuldige verurteilt worden war . 

zu lebensliinglichern Zuchthaus und se't d ·. T ' • 
oder der 1 t' t V lJ 1 Cl v crurteJiun <Y 

c z en o zugshandJung 30 Jahre abgelauf:m sind . t> 

zu Zuchthaus von 10 oder mehr Jahr .• ' 
urtcilun o· d . d . 1 . _ en und SCJ v der Ver-

<> o Cl Cl ctztcn Vollzuo·shandhnw 20 J· 1 . b laufen sind; " · t> · d. J J C a ge-

zu Zuchthaus vou weniger als 10 J 1 1 
von 1 bis 5 J l . d . a Jrcn oc er zn Gefiingnis 

· a 110n un se1t der Verurteiluno· 1 . ·I 1 Vollzugshandlung 10 Ja] . b 1 " . o oc Cl ·I er otzten . Jle a gc au1en s1nd; 
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zu Gefängnis von weniger als 1 Jahr oder zu einer andern 
als Freiheitsstrafe und seit der Verurteilung oder der lolzlcu 
Vollzugshandlung 3 Jahre abgelaufen sind. 

Die Verjährung des Strafvollzuges wird nicht von 
allen Strafg·esetzbüchern zugelassen. Wer den Grund 
der V e1jährung darin findet, dass nach einer Reihe von 
Jahren der Beweis der Schuld einer Person kaum mehr 
erbracht werden kann, der wird die V 01jährung des 
Strafvollzuges nicht zulassen ; denn wenn die Schuld 
einer Person durch Urteil festg·estellt ist, bedarf es eines 
Schuldbeweises nicht mehr. \iVer aber die heilende Macht 
der Zeit als Grund der Verjährung· anerkennt, wird auch 
eine Verjährung des Strafvollzuges zulassen. Wenn frei­
lich die strafrechtliche Schuld einer Person durch Urteil 
festgestellt ist, so fällt die That nicht so bald der Vergessen­
heit anheim, und das Strafbeclürfi.1is erhält sich bnger, 
als wenn eine Verurteilung nicht stattgefunden hat. Daher 
sind die Fristen für die V crjährung des Strafvollzuges weiter 
bemessen als für die Verjährung der Strafverfolgung. 

Art. 46. 

Einstellung des Strafvollzugs. 

Das Gericht kann den Strafvollzug einstellen : 
W cnn der Thäter 

zum erstenmal wegen eines Verbrechens verurteilt wird, 
das Verbrechen nicht aus gerneinen Beweggrlindcu be­

gangen hat, 
den Schaden, der ans dem V erbrechen entstanden ist, 

soweit es ihm möglich war, ersetzt hat; 
wenn die Strafe Gefängnis von höchstens 6 Monaten ist ; 
wenn der 'l'häter durch die Einstellung voraussichtlich vor 

weiteren Verbrechen bewahrt wird. 
Wird der Verurteilte vor Ablauf von 5 Jahren r i.ickfi.illig, 

so hat er die früher . erkannte und die durch den 1\ückfall ver­
wirkte Strafe zu erstehen; wird er innerhalb von 5 Jahren Jlicht 
rückfällig, so fällt die Strafe weg. 
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Der Enbvurf ermM:htigt den Rich ter, den Voll;~;ug des 
Strafurteils unter bestimmten Vont,us::;etzungen eiLnustellen, 
mit der Wirku11g, dass der Vollzug endgültig wegfällt, 
wenn der Verurteilte inncrhaJb fünf Jt1hren n i.cht rück­
fällig ·wird. Die Einstellung des Strafvollzuge:: schlicsst 
somit ein13n resolutiv bedingten StraJerbss in ,;ich. Der 
Verfasser des J.nnLwurfes unterschätzt die Beclen~\:en nicht, 
welche gegen diese Eimichtung erhoben werde 1 können . 
Es ist zuzugeben, dass die allgemeine von V·3rbrechcn 
abbnJtende Knt,ft der statt tUchen Stmfandrohtmgen er­
scht:lttert werden kann , wenn sich in dem \ T olke die 
1\icinung verbreitet, dass dm~jenige , der zum erstenmal 
ein Verbrechen begeht, der Strafe entgehen kann. Allein 
eine solche Meinung lmnn bei der Gestaltung·, welche der 
Entwurf dem sogenmmtcn bedingten Straferio ss giebt, 
kaum aufkommen. 

1. Die Einstellung des Stmfvollzuges darf "Ücht bei 
jeder erstmnJigen Verurteilung stattfinden , sonelern nnr, 
wenu da,s V crbred1e11 nicht ;.tus gemeinen Bcwc. ;·gT ünden 
bo;;·nngcn wor den ist. 

Einstellung des StmfvollZLtges ist also mtme ltlkh bei 
Vorbrechen n,usgcschlossen, welche das öfl'cntliche Rechts­
bewusstseip empören, bei den unehrlichen Sachen des 
mittelalterliehen Rechtes; sie wird haup tsächlich zttgelasscn 
bei Verbrechen, die als eine einmalig·e Verirrung· eines 
nieht verbrecherisch angelegten Menschen ersch :ünen. 

2. Der Schuldige wird des bedingten Stn ferlasses 
nicht teilhaftig, wenn er den Schaden, der a,us dem Ver­
brechen entstanden ist1 nicht, soweit e::; ihm mög lich war, 
ersetzt hat. Es kmm ::tlso nicht vorkommen , ,[ass der 
Schücliger von Strafe befi:'elt wird, während er den Ge­
schädigten . bö::;1villig im Schaden lässt. 

:3 . Nur ">Vonn die Strafe Gefängnis von h jchstens 
sechs l\ionaten ist, is t Einstellung des Strafvollzuges statt­
h <-1ft. l3ei auelern Stra,fen, insbesondere bei Zuchthausstrafe 
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und Gele1strüfe , ist Einstellung des Stntfvollzugc::; ::tus­
geschlossen; denn es soll eine Pcrson1 die noch nicht ge­

sessen hat, vor dieser Sch::tnde bewahrt bleiben. 
4. Auch wenn alle diese Bedingungen erfüllt sind, 

dm·f das Gericht den Stnt,fvollzug doch nur einstellen, 
·wenn der Thäter durch die Einstellung vora,ussichtlich 

vor weitern Verbrechen bewahrt wird. 
Diese letzte Bedingung enthält die ltechtfcrtigung der 

neuen Einrichtung. Es soll ausnahmsweise dem 1:\ichter 
das Recht der Gnade anvertraut werden, nicht der unbe­
dingten Gnade, sonelern einer Gnade, die der Verurteilte 
sich noch erringen muss. Dieses Recht soll ihm für FüJle 
zugestanden . werden, in denen heute der Richter den 
Schuldigen von Rechtes wegen, aber gegen seine bessere 
Überzeugung dem Gefängnis überliefert, indem er wciss, 
dass die Strafe das sittliche ·wohl der Person geführclet, 
während ein Straferlass sie vor ·weiteren V erbr echen b<~-
·wahren würde. 

Allerdings steht dem V er urteilten in solchen Fällen 
rneist, aber keineswegs immer, d.er vVeg der Gnade offen. 
Aber wie schwierig und dornenvoll ist dieser Weg! Und 
cbs Wichtigste, was der bedingte Stmferla,ss ge'Nährt, ist 
~wf dem Gnadenwege nicht erreichbar. Ein Begna,digungs­
gesuch hemmt den Vollzug des Strafurteils nicht. Der 
Verurteilte, der um Begnadigung nachsucht, wird eTaher 
ins Gefängnis gesetzt, und die Strafe wird vollzogen, solange 
die Begnadigung nicht· gewährt ist. Jeder Sachkundis·e 
w'eiss aber, dass über der Entscheidung eines Begnadigungs­
gesuchs oft vVochen und :Monate verstreichen. 

J.ns kann dtthcr ein Verurteilter nur durch die rich­
terliche Einstellung des Strafvollzuges vor der Schande 

des Gefängnisses bewahrt werden . 
Durch die Einstellung des Strafvollzuges wird der 

V crurteilte der Strafe keineswegs ledig. Er ist verurteilt 
und bleibt verurteilt. Macht sich der Verurteilte inner-
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halb der Bewährungsfrist von 5 Jnhren wieder eines Ver­
brechens schuldig, so wird chts Urteil unbesclu det der für 
c~~ts :1eue Verbrechen verwirkten Strafe volLogen. Die 
Strafe, deren Vollzug eingestellt ist, bleibt wti.ll rencl 5 J~th­
rCJ: in Kraft. Kur wenn der Verurteilte inne1·halb dieser 
Fnst kein neues Verbrechen begangen ha.t, h Jlt sie end­
gt.iltig weg. 

Der; Erfolg der neuen Einrichtung hängt von ihrer An­
we.nc:ung·. ab. Wenn unsere Gerichte von der Einstellung 
cle~ Strafvollzuges nur in den Fällen Gebrauc~h machen 
für welche sie der Entwurf voJ'"Cl1l '.tg·t so da. ·f·' .· '· . . . ~ ' · , r c·me segens-
reiChe \'Virkung von ihr erwartet werden. 

Beg·nadigung·. 

Das Begnadigungsrecht soll den Kantonc·n in clem 
Umütng ,belassen werden, in dem es ihnen g·~s·enwürtig 
zut:~teht . Dagegen ordne t der Entwurf die Frage, unter 
welchen_ gesetzlichen Voraussetzungen Sträflingen ein 
Bruchtell der Strafe erlassen werden darf. Damit sind 
die kantonalen Bestimmungen über gesetzlichen Strar 
nachlnss und über bedingte Freilassung nicht vereinbar. 

Die Bekämpfung des Verbrechens durch den Bntwul'f. 

Ein Stra,fgesctz erfüllt nur dann seinen Z:wcck. 'N<::nn 

es sich zur Bekümpfung des VerbrechC!Jt:i ·wi ·ks~1.m er­
weis t. Unsere gegenwärtige StrafgesetzgebunD· erreicht 
diesen Zweck nicht. Ihre Hauptmängel sind: '-

1. Es werden der staatlichen Strafe Personen unter­
>Yorfen, welche für ihre vVirkung noch nicht oder nicht 
mehr zugänglich sind. 

2._ Die Strafe wird nicht zielbewusst angewendet. Aut' 
cla.s Motiv· cles Verbrechens wird zu wenig Gewicht geleg·t. 

Die Strafe wird g·eclankenlos vollzogen; es mangelt 
ihr der ernste Inhalt; sie schwankt zwischen übenn~Lssiger 
Strenge und ungerechtfertigter Milde. 

B. Deil1 Richter fehlen die Befugnisse, welche ihn 
befühigen, künftigen Verbrechen vorzub~ugen . 

Nach diesen drei TUchtungen hin sueht der Entwurf 
Abhülfe zu schaffen. 

I. Die straf baren Personen. 

Kinde1· und Jugendliche sind der Strafe noch nicht 
zugänglich; daher sollen sie nicht bestraft, sondern zum 
Zwecke der Erziehung gezüchtigt werden. Art. 6 uud 7 des 

Entwurfs. 

Liecle1·liche und Arbeitsscheue sind in Arbeitsanstalten 
zu verwahren und in strenger Zucht zur Arbeit zu er­
ziehen. Art. 24. 

Verbrecher, die sich bei mehrmaligem Strn:Cvollzug· 
für die Wi1·kung der Strafe unzugänglich erwiesen haben, 

sind bei strenger Arbeit auf lange Zeit unsehädlich zu 
machen. Art. 40. 

Erstmals Vm·urteilte können unter bestimmten Vor­
aussetzungen vor Gefängnis bewahrt werden. Art. 46. 

2. Strafe und Strafvollzug. 

Strafen, insbesondere Freiheitsstrafen, werden mit 
gTösster Ökonomie und nnr da angewendet, \Vo eine 
\IVirkung von ihnen envartet werden cbrf. Besonderer TeiL 

Geldstrafen werden nicht in Freiheitsstrafen umge­
wandelt. Art. 27. 

Die Beweggründe des Verbrechers finden weitgehende 
Berücksichtigung. Art. 36 .bis 39. 

Die Zuchthaus- und die Gefüngnisstrafe werden in 
besonderen Gebäuden vollzogen. Jede Freiheitsstrafe ist 
mit Arbeitszwang· verbunden. Die Arbeit wird so gr; -
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1vi:ihlt, dass der Sträfiing· mLch seinem Austritt c:rwerlJs­
fühig wird. Die Sl:rü1iingc werden nachts in Eilnelzellen 
abgesondert; tags werden sie wi:ihrend der clre:i ersten 
Monate der Strafzeit in Einzelhaft gehalten. Art. 21. 

3· Präventive Thätigkeit des Richters . 

Der Richter verwahrt geji'ih1·liche Geisteslc1·anke in 
Irren anstaUen und veranlasst die Versorgung anderer 
Geisteskranker. Ar t. 10 und 11. 

Er überweis t trnnlcsüchtige Verbreclw · einer Heibnstnlt 
für Trinker. Art. 2G. 

Er entzieht nnwürdigen Beamten, Eltern, Von•iündern, 
Biirgern, B erufs- und Gewe1·bet;·eibenden die G elcgcuheit zu 
fernerem Mis;:;bra uch ihrer Rechte. Art. 30-3B. 

Er macht gemeingeführlic:Jw Gegenstände, die mit einem 
Verbrechen in Vorbindung stehen, unsdüidlich. /LrL. 28. 

Er leistet der Schadloshaltung des Geschädigten Vor­
schub. Art. 20. 

Er trifft siche1·nde JJ1assnahmen gegen die B egejtung an­
gedrohter oder beabsichti,qter Verbrechen. Art. 35. 

Durch diese Reformen wird sich die Zahl der Ver­
brechen und der Verbrecher wenige Ja.hrc nach Inkrnft­
tretcn des Strn.fgesetzh nches sehr bedeutend ver mindem. 

Das ist cler Zweck des Entwurfs. 
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